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Das Problem der Landwirtschaft und der ländlichen Wirtschaftsentwick-
lung ist nicht, dass es an staatlichem Geld mangelt. Die Steuerzahler lassen 

sich das, was nach außen fälschlicherweise als Hilfe für die Bauern gehandelt 
wird, viel kosten. Nur wird das Geld nicht als Hilfe, sondern gezielt zur Schwä-
chung der bäuerlichen Landwirtschaft eingesetzt. Die jüngsten Brüsseler Be-
schlüsse über den Gesundheits-Check bestätigen diese Richtung. 
Beispiel Milch: Die Milchquoten werden noch stärker erhöht, als von der 
EU-Kommission vorgeschlagen – mit Zustimmung der Bundesregierung. Das 
ist so, als wenn Opel statt Kurzarbeit nun Sonderschichten einlegen würde. 
Der Milchmarkt läuft schon über, der Erzeugerpreis fällt katastrophal. Das 
wissen die Minister und beschließen trotzdem noch mehr Quote, weil sich 
die Industrie davon etwas verspricht. Die Milch soll noch stärker ins Rut-
schen kommen, von Klein nach Groß, von Süd nach Nord, sie soll sich noch 
stärker konzentrieren, betrieblich und regional. Und fallende Erzeugerpreise 
sollen der Milchindustrie die Eroberung von Marktanteilen an fernen Welt-
märkten finanzieren. Damit nicht genug, ruft die Milchindustrie zusätzlich 
noch danach, die Exportsubventionen wieder einzusetzen. So werden Märkte 
in Entwicklungsländern und bei uns zerstört und Milliarden versenkt.
Um die Konzentration der Milcherzeugung zusätzlich anzuheizen, wird die 

Investitionsförderung für neue 
und größere Ställe hochge-
fahren. Verkauft wird das als 
Milchfonds, der die negativen 
Folgen der Quotenerhöhungen 

für die Milchbauern abmildern solle. – Immer, wenn so getan 
wird, als sei etwas für die bäuerliche Landwirtschaft bestimmt, 
ist Vorsicht geboten. 
Das gilt auch für die Direktzahlungen. Weil sie nach Flächen-
größe bemessen werden, profitieren diejenigen, die auf mög-
lichst viel Fläche möglichst wenig Arbeit leisten: die rationali-

sierten, flächenstarken Ackerbaubetriebe. Bäuerliche Betriebe dagegen, die 
über Tierhaltung, Sonderkulturen, betriebseigene Verarbeitung und Vermark-
tung oder über ökologische Qualitätsleistungen deutlich mehr Arbeitskraft, 
damit höhere Wertschöpfung und Nahrungssicherung je Hektar bieten, sind 
bei den Direktzahlungen benachteiligt. Agrarindustrielle Betriebe kommen 
auf bis zu 120.000 Euro Direktzahlungen je Arbeitskraft, die anderen nicht 
auf ein Zehntel davon. Die Brüsseler Beschlüsse setzen das fort. 
So wird Steuergeld nicht nur verschwendet. Es wirkt auch noch zerstörerisch, 
weil es über die zahlungsbedingte Wettbewerbsverzerrung bäuerliche Betriebe 
davon abhält, dringend notwendige Investitionen in die Qualitätsschiene und 
in mehr Wertschöpfung zu tätigen und die zum spezifischen Erhalt des Be-
triebes notwendigen Schritte zu gehen. 
Geeignete Vorschläge, um das System auf die Füße und die Steuergelder in 
den Dienst der Allgemeinheit zu stellen, lagen dem Ministerrat vor. Es ist 
möglich, die Geldverschwendung zu beenden und mit dem Geld nicht weiter 
nur Anreiz zu geben, Arbeitsplätze abzubauen, sondern neue zu schaffen und 
die Wertschöpfung am Markt auszubauen. Aber die Kräfte, die von gefähr-
deten Arbeitsplätzen reden und Abzocke meinen, haben sich durchgesetzt. 
Solche Beschlüsse wie jetzt sind keine Kompromisse, wo jeder etwas bekommt 
und jeder etwas gibt. Nein, die, die wieder am meisten geben müssen: die 
Bauern und Bäuerinnen wie auch die Steuerzahler, hatten keine Vertreter in 
den Ratsverhandlungen. 
Die EU-Agrarfinanzen müssen grundlegend neu ausgerichtet werden. Das 
bestreitet auch die EU-Kommission nicht mehr. Die bisherige Richtung ist 
höchst riskant. Sie spekuliert auf fragwürdige Weltmarkt-Prognosen, verfängt 
sich in der Abhängigkeit von fossilen Energien, verschärft die internationalen 
Verteilungskämpfe um Ressourcen und (Futter-)flächen und damit das welt-
weite Hungerproblem und setzt darauf, dass Bauern und Steuerzahler, Um-
welt und Verbraucher die Risiken weiterhin tragen werden. 
Die Ausrichtung der EU-Agrarpolitik ist eine Frage der politischen und wirt-
schaftlichen Macht. Die Milchbauern und Bäuerinnen haben entschlossen 
gezeigt, wohin sie wollen. Eine bedarfsorientierte Erzeugung ist nicht nur für 
sie ein Vorteil, sondern für alle verlässlicher und letztlich günstiger. Die ge-
sellschaftliche Mehrheit ist auf unserer Seite. Was wir erringen müssen, ist 
Marktmacht. Die haben wir Bauern bisher bereitwillig den Genossenschaften 
überlassen, und die haben sie zunehmend gegen uns eingesetzt. Diese Macht 
zurückzuholen, wird nicht leicht. Aber es ist jetzt die historische Aufgabe. 
Krisen werden gemacht, Lösungen hart erarbeitet.

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, AbL-Bundesvorsitzender
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Unabhängige Bauernstimme: Ein 
neues Patent ist vom Europäischen 
Patentamt (EPA) erteilt worden. Es 
geht um Säugetier-Nachkommen, de-
ren Geschlecht sich vorbestimmen 
lässt. Wie genau funktioniert das? 

Dolder: Es geht um ein Verfahren, Sper-
mazellen geschlechtsmäßig zu sortieren: 
Durchfluss-Zytometrie (flow cytometry). 
Das ist eine seit Jahrzehnten gut etablierte 
Methode zur Trennung von Zellen nach 
irgendwelchen Kriterien. X und Y-Sper-
mien unterscheiden sich im DNA-Gehalt 
je nach Tierart um wenige Prozent; diesen 
Unterschied kann man durch Einfärben 
der Zellkerne mit einem Farbstoff sichtbar 
machen und dann lässt man das natür-
liche Gemisch von X- und Y-Spermien 
durch eine Fotozelle im Zytometer laufen, 
welche die Spermien dann nach ihrem 
DNA-Gehalt in unterschiedliche Behälter 
sortiert. Und nun hat die Firma XY aus 
den USA diese altbekannte Methode ein 
wenig für die Sortierung von Spermien 
adaptiert und opti-
miert, hier ein biss-
chen an der Puffer-
lösung, dort ein 
bisschen an der 
Nährlösung verän-
dert und schon 
1998 ein Patent 
darauf angemel-
det. 

Welche Auswirkungen hätte so ein 
Patent auf die Tierzucht und die Ver-
edlungswirtschaft, auf die Landwirt-
schaft allgemein?

Folgendes ist zu befürchten: Wenn Sie 
mit diesem sortierten („gesexten“) 
Sperma züchten, dann sind Sie kosten-
mässig im Vorteil gegenüber denen, die 
in der Milchviehhaltung auch Stierkäl-
ber in Kauf nehmen müssen oder in der 
Schweinehaltung männliche Ferkel, die 
nur kastriert gemästet werden. Aus Ko-
stengründen werden sie also als Land-
wirt dazu verdammt, mit dem „gesex-
ten“ Sperma zu arbeiten. Die Firma, 
die das Patent besitzt, erhebt dann für 
jede Portion „gesextes“ Sperma, die sie 
verkauft, Lizenzgebühren und hat da-
mit die gesamte Landwirtschaft im 
Griff. Wenn sie das Patent haben, kön-
nen sie die landwirtschaftliche Tier-
zucht monopolisieren und die Firma 
XY hat einen ganzen Strauß von Pa-
tenten in der Hand. Da wächst ein Ge-
strüpp von Patenten und in diesem Ge-
strüpp befindet man sich als Landwirt 
unverhofft mitten drin. 

Wie ist nun das weitere Prozedere?

Das Patent wurde im Oktober 2008 
vom Europäischen Patentamt erteilt. 

Nun läuft die neunmonatige Ein-
spruchsfrist: Jedermann kann einen 
Einspruch gegen die Erteilung dieses 
Patents einreichen. Es gibt viele Argu-
mente, auf die man sich dabei berufen 
könnte. So enthält das Europäische Pa-
tentabkommen z.B. ein Patentierungs-
verbot für Verfahren zur Züchtung von 
Tieren. Also bestehen intakte Chancen, 
dieses Patent zumindest substantiell 
einzuschränken. Die Strategie der 
Firma, das Patentierungsverbot zu un-
terlaufen, nutzt die unglückliche For-
mulierung des Europäischen Patent-
übereinkommens (EPÜ), wonach es 
sich bei den Verfahren um „im wesent-
lichen“ biologische Verfahren handeln 
müsse. Also versucht der Patentanmel-
der, kleine technische Verfahrens-
schritte in das Verfahren einzufügen 
und schon ist er – so er – im grünen 
Bereich der patentierbaren Verfahren. 

Die Firmen nutzen häufig solche 
Tricks, welche nutzen sie sonst noch? 

Ein anderes Vorgehen besteht darin, 
die Patentansprüche unspezifisch, also 
nicht auf eine Tier- oder Pflanzenart 
beschränkt zu formulieren, sondern 
eine Mehrzahl von Tierarten (oder 
Pflanzensorten) einzubeziehen. Deshalb 
ist das fragliche Patent beispielsweise 
auf „Säugetiere“ als Zielgruppe, nicht 
aber für eine bestimmte Rinderrasse 
formuliert. Der Oberbegriff, eine Mehr-
heit von Tierarten, kann patentiert 
werden, eine einzelne Tierart dagegen 
nicht. Oder man formuliert einen Pa-
tentanspruch auf ein Produkt, wenn 
das Herstellungsverfahren nicht paten-
tierbar ist. Auch die Patentierung eines 
Instruments zur Durchführung eines 
Verfahrens, oder von wenigen tech-
nischen Einzelschritten eines größeren 
Verfahrens ist denkbar, wodurch wie-
derum im Ergebnis der ganze Prozess 
monopolisiert wird. 

Warum kommen die Firmen damit 
durch?

Weil unter dem Gesichtspunkt der ver-
schiedenen Patentierungsverbote nur 
formalisierte, einzelne Patentansprüche 
und nicht Erfindungen als Gesamtheit 
beurteilt werden und weil die Firmen 
natürlich bestrebt sind, durch geeignete 
Wahl der Anspruchskategorie und der 

einzelnen Patentansprüche möglichst 
elegant „um die Slalomstangen der Pa-
tentierungsverbote“ herumzufahren. 
Über die Konsequenzen der angemel-
deten Patentansprüche macht sich das 
Patentamt kaum Gedanken. Dies wäre 
ganz anders, wenn Erfindungen als Ge-
samtheit, als technisches System als 
Ganzes, beurteilt werden müssten. 

Sie haben als Patentanwalt schon 
häufiger gegen Patente auf Leben ge-
kämpft, wie sind Sie dazu gekom-
men? 

Ich bin da eigentlich wenig ideologisch 
orientiert, habe auch lange Jahre in der 
Industrie gearbeitet und habe in 
meinem Leben zweifellos weit mehr Pa-
tente angemeldet als Patente bekämpft. 
Aber ich habe einmal vor über 20 Jah-
ren (1984)  einen ziemlich harmlosen 
Aufsatz geschrieben und in einer deut-
schen Fachzeitschrift veröffentlicht, in 
dem ich zur Zurückhaltung gemahnt 

habe, den menschlichen Körper und 
dessen Bestandteile zum Gegenstand 
von Patenten zu machen. Viele meiner 
damaligen Gedanken sind übrigens 
1998 in der umstrittenen Biopaten-
trichtlinie der EU (98/44) verwirklicht 
worden.
Mitte der Neunzigerjahre ist mir dann 
aus Kreisen des EU-Parlaments ein 
Mandat als Anwalt für ein Einspruchs-
verfahren gegen ein Biopatent übertra-
gen worden. Es handelte sich dabei um 
ein Patent auf Erzeugnisse aus dem in-
dischen Neembaum, das ist ein Baum, 
aus dem man durch geeignete Extrak-
tion viele nützliche Erzeugnisse gewin-
nen kann. Das Patent war 1995 erteilt 
worden und eine indische NGO unter 
Vandana Shiva, eine Gruppe von EU-
Parlamentariern sowie eine internatio-
nale NGO wollten gemeinsam dagegen 
einsprechen. Für Indien war das damals 
ein Riesending: 2000 haben meine 
Mandanten den Einspruch und 2005 
auch noch das Beschwerdeverfahren 
vollumfänglich gewonnen und das be-
treffende Patent damit vollständig ver-
nichtet. Es ist meines Wissens das erste 
und (immer noch) einzige Biopiraterie-
Patent, welches vom EPA vollumfäng-
lich widerrufen worden ist. Seither war 
ich dann an vielen wichtigen Fällen von 
Biotechpatenten als Anwalt beteiligt.  

Was reizt Sie an der Auseinanderset-
zung?

Jeder derartige Fall ist eine intellektu-
elle Auseinandersetzung, und ich nehme 
die intellektuelle Herausforderung der-
artiger Prozessmandate im Biotechbe-
reich gerne an. Das ist zwar immer ein 
Bohren ziemlich harter Bretter, weil das 
Patentamt im Zweifel regelmäßig für 
den Anmelder, also für die Erteilung 
und Aufrechterhaltung eines Patents 
entscheidet.

Ist das nicht ein undemokratisches 
Vorgehen, was da stattfindet?

Ich kritisiere, dass die Bevölkerung 
und die politischen Instanzen in den 
Mitgliedstaaten des EPA keinen oder 
nur ungenügenden Einfluss auf die Ge-
setzgebung innerhalb des EPA nehmen 
können. Hier gibt es keine Debatte im 
Bundestag und bei uns in der Schweiz 
keine Möglichkeit einer Volksabstim-

mung, obschon 
es  dabei  um 
wichtige Dinge 
geht, die sich 
durchaus auf den 
Alltag der Bürger 
auswirken kön-
nen. Es ist alles 
aus der Schussli-
nie, dadurch dass 
Delegierte der 

Länder, die wahrscheinlich noch nicht 
einmal von ihren Regierungen anstän-
dig gebrieft wurden, zum Verwal-
tungsrat des EPA in München zusam-
menkommen und klammheimlich 
weitreichende Dinge beschließen. Bei-
spielsweise hätte die Übernahme der 
erwähnten EU-Richtlinie 98/44 über 
Bio patente im Sommer 1999 in den 
Staatsvertrag (EPÜ) und nicht in eine 
untergeordnete Verordnung des EPA 
gehört und dadurch hätte der natio-
nale Gesetzgeber, also die Parlamente, 
entsprechenden Einfluss ausüben kön-
nen.
Andererseits darf ich fairerweise (und 
zufrieden) feststellen, dass die Be-
schwerdekammern des EPA in den letz-
ten 10 bis 15 Jahren gegenüber Biopa-
tenten deutlich kritischer und differen-
zierter geworden sind, vielleicht doch 
unter dem Eindruck der vielen eingerei-
chten Einsprüche. Ich sehe da schon 
reale Erfolge und insgesamt eine Ver-
besserung der Atmosphäre im EPA ge-
genüber den Kritikern von Biotechpa-
tenten. 

Vielen Dank für das Gespräch.
Claudia Schivelbein

„Ein Bohren ziemlich harter Bretter“
Er erstritt die Rücknahme des Neembaum-Patents, aber es gibt neue Herausforderungen.
Der Schweizer Patentanwalt Fritz Dolder, Professor für Geistiges Eigentum und juristische 

 Methodenlehre an der Uni Basel im Interview
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Ministerin Aigner zufrieden
Ilse Aigner (CSU), die am 31. Oktober zur Bundesministerin für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) ernannt 
worden ist, erklärte zum Abschluss der Brüsseler Verhandlungen 
zum „Gesundheits-Check“ der Agrarpolitik: „Für mich ist die 
Gesundheitsüberprüfung unter dem Strich ein Erfolg, auch wenn 
nicht alle meine Wünsche vollständig erfüllt werden konnten. Wir 
haben dem Kompromiss zugestimmt, weil zentrale deutsche Anlie-
gen weitgehend berücksichtigt wurden: die Einrichtung eines 
Milchfonds, die Anerkennung der Milch als ‚neue Herausforderung‘ 
im Rahmen der Maßnahmen zur Förderung der ländlichen Entwick-
lung, eine moderate Milchquotenanhebung mit einer Überprüfung 
der Marktsituation 2010 und 2012, eine moderate und sozialver-
trägliche Kürzung der Direktzahlungen an die Landwirte bei voll-
ständigem Verbleib der Mittel in der Landwirtschaft und im länd-
lichen Raum (Modulation), niedrigere nationale Kofinanzierungs-
sätze für die zusätzlichen Modulationsmittel sowie eine weitere 
Vereinfachung der Agrarpolitik.“ pm

BDM kritisiert Milch-Beschlüsse
Der Bundesverband Deutscher Milchviehhalter BDM erwartet als 
Folge der Brüsseler Beschlüsse weitere negative Marktentwick-
lungen. Die Milch-Quotenerhöhungen seien in dieser pauschalen 
Form eine marktwirtschaftliche Fehlentscheidung, weil nicht 
berücksichtigt werde, ob der Markt diese zusätzlichen Mengen 
auch aufnehmen kann. Welche Auswirkungen ein fehlendes Gleich-
gewicht von Angebot und Nachfrage auf den Milcherzeugerpreis 
habe, zeige die momentane Marktsituation. Ein Milchpreisrückgang 
von 1 Cent/kg Milch beschere den deutschen Milcherzeugern einen 
Einkommensrückgang um 280 Mio. Euro jährlich. pm

K
u

rz
es

 a
m

 R
an

d
e

Die Agrarministerinnen und Agrarmi-
nister der 27 EU-Mitgliedstaaten ha-

ben sich am 19./20. November mit der 
EU-Kommission auf Änderungen an der 
EU-Agrarpolitik geeinigt. Die Milch ist 
davon der am stärksten betroffene Sektor.  
Die Milchquoten werden weiter erhöht, 
und zwar ab dem nächsten Quotenjahr 
(2009/10) um jährlich 1 %. Beschlossen ist 
das für die nächsten fünf Jahre, allerdings 
muss die EU-Kommission in den Jahren 
2010 und 2012 einen Bericht über die 
Marktsituation vorlegen. Die Agrarmini-

ster können das jeweils 
nutzen, um dann noch 
mehr Quoten auszutei-
len, aber sie können laut 
B u n d e s m i n i s t e r i u m 
BMELV dann aber auch 
Quotenerhöhungen wie-
der zurücknehmen. Ita-
lien darf die 5 % Quote-
nerhöhung auf einen 
Schlag im Jahr 2009/08 
austeilen. In einer Fuß-
note zum Beschluss hat 
Italiens Minister erklärt, 
dass er die zusätzlichen 
Quoten ausschließlich an 
bisherige Überlieferer 
verteilen will. Eine zu-

sätzliche faktische Quotenerhöhung ergibt 
sich einmalig aus der ebenfalls beschlos-
senen Änderung des Fettkorrektur-Faktors 
von 0,18 auf 0,09 für die Länder, deren 
tatsächlicher Fettgehalt über ihrem Refe-
renz-Fettgehalt liegt. Für diese Länder 
wirkt das wie eine zusätzliche Quotener-
höhung, für Belgien in Höhe um 3,1 %, 
Irland um 1,8 %, Österreich um 1,5 %, 
Deutschland um 1,3 % und Niederlande 
um 1,2 % (nach Zahlen für 2007/10).  Das 

alles macht einen weiteren Be-
schluss wirkungslos: Für Mit-
gliedstaaten, die ihre nationale 
Quote um mehr als 6 % über-
liefern, wird die Superabgabe 
um die Hälfte erhöht, aber 
auch nur für die Menge, die 
über die 6 % noch hinausgeht. 
Das gilt nur für die zwei Quo-
tenjahre 2009/10 bis 2010/11. 
Selbst Italien wäre davon im 
letzten Jahr verschont geblie-
ben (5,6 % Überlieferung in 
2007/08). 

Modulation steigt
Von den EU-Direktzahlungen 
an die landwirtschaftlichen Be-
triebe wird ein weiter anwach-
sender Teil umgeschichtet 
(Modulation) hin zu Förder-
programmen der Ländlichen 
Entwicklung. Oberhalb des 

bisherigen kürzungsfreien Freibetrags von 
5.000 Euro steigt diese Umschichtung in 
den Jahren 2009 bis 2012 von derzeit 5 % 
auf insgesamt 10 % (2009: + 2 % auf 7 %, 
dann jedes Jahr + 1 %). Die zusätzlichen 
Modulations-Mittel bleiben ganz im jewei-
ligen Mitgliedstaat, in Deutschland auch 
im jeweiligen Bundesland. Wie bei der 
Ländlichen Entwicklung insgesamt, fließen 
diese EU-Mittel nur, wenn der Bund oder 
das Bundesland eigene Mittel zuschießt 
(Ko-Finanzierung). Ihr Mindestanteil ist 
allerdings in diesem Fall aber deutlich ab-
gesenkt, d.h. Bund und Länder müssen in 
den alten Bundesländern nur 25 %, in den 
neuen Ländern (strukturschwaches Gebiet) 
sogar nur 10 % dazugeben. Verwendet 
werden kann das Geld aus der zusätzlichen 
Modulation ausschließlich für so genannte 
„neue Her ausforderungen“. Zu den bisher 
benannten Aufgaben Klimaschutz, Erneu-
erbare Energien, Wassermanagement, Ar-
tenschutz haben die Minister nun auch den 
„Milchfonds“ gesellt. In Deutschland 
wachsen die heutigen Modulationsmittel 
von rund 220 Mio. Euro im ersten Schritt 
um rund 106 Mio. Euro (Tabellen links). 
Für die Programme steht das im Jahr 2009 
einbehaltene Geld erst 2010 zur Verfü-
gung. Dann kommen drei Jahre lang je-
weils rund 44 Mio. Euro hinzu, so dass im 
Haushaltsjahr 2013 dann 240 Mio. Euro 
an zusätzlichen Modulationsmitteln er-
reicht werden.

Milchfonds
Um einen Milchfonds in Höhe von 350 
Mio. Euro, wie von Bundesministerin Ilse 
Aigner angekündigt, erreichen zu können, 
müssen also alle zusätzlichen Modulati-
onsmittel in den Milchfonds fließen. Hinzu 
kommt ein kleiner Teil von nicht ausge-
zahlten EU-Mitteln (ca. 70 Mio. Euro 
nicht ausgezahlte Direktzahlungen) sowie 
Ko-Finanzierungsmittel von Bund und 
Ländern. Für Klimaschutz und Biologische 
Vielfalt bleibt da von der zusätzlichen Mo-
dulation nichts übrig, es sei denn, die 
Maßnahmen des Milchfonds werden mit 
diesen „Herausforderungen“ kombiniert. 
Stallbau- und Molkereiförderung wird da 
schwer passen, soll aber bisher Hauptbe-
standteil des Milchfonds sein.

Staffelung verkümmert
Die Staffelung der Direktzahlungen ist auf 
maßgeblichen Druck der Bundesregierung 
noch weiter geschrumpft (siehe Tabelle). 
Die Beträge, die ein Betrieb über 300.000 
Euro hinaus bekommt, werden um 4 % 
gekürzt. Das trifft in Deutschland knapp 
1.800 Unternehmen, die zusammen über 1 
Mrd. Euro bekommen. Die Kürzung 
nimmt ihnen zusammen knapp 20 Mio. 
Euro (2 %). uj

EU-Minister erhöhen Milchquoten
Noch mehr Milchquoten. Höhere Modulation für „Milchfonds“



�
Ost-Minister 
befürchten 
Dammbruch
Die Kürzung um 4 Pro-
zent bei den Beträgen, 
die je Betrieb 300.000 
Euro pro Jahr überschrei-
ten, stellt nach Ansicht 
des Agrarministers von 
Mecklenburg-Vorpom-
mern, Till Backhaus 
(SPD), einen Paradigmen-
wechsel dar. „Erstmals 
werden Landwirtschafts-
betriebe wegen ihrer 
Größe ungleich und 
damit ungerecht behan-
delt. Der Damm ist damit 
gebrochen. Künftig 
braucht man nun nur 
noch die Sätze anzuhe-
ben, um gerade den 
Strukturen notwendige 
Gelder zu entziehen, die 
in Europa am ehesten 
weltmarktfähig sind.“ 
Thüringens Minister Vol-
ker Sklenar (CDU) sieht in 
der kleinen Staffelung 
ebenfalls „agrarpolitisch 
das falsche Signal und 
eine unberechtigte 
Benachteiligung dieser 
zukunftsfähigen Unter-
nehmen“ und hofft, dass 
„damit nicht ein Einfalls-
tor für die kommenden 
Jahre geöffnet 
wird“. pm
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Im Vergleich zu November 2007 ist der 
Weizenpreis in der EU (France Standard) 

kontinuierlich von 337 US$ um fast die 
Hälfte auf 179 US$ (14. Nov.) gefallen. 
Aber hätte man sich die Preise nicht si-
chern können? Immer wieder hört man 
vom notwendigen Risikomanagement an-
gesichts immer volatilerer Märkte, also 
größeren und schnelleren Preisschwan-
kungen. Warenterminbörse, schwingt wie 
ein Zauberwort durch den Raum. Ganz 
grundsätzlich ist auch die Warentermin-
börse eine Börse. Ein Handel mit phy-
sischer Ware findet hier nicht statt. Damit 
überhaupt mit Rohstoffen, z.B. Weizen, 
gehandelt werden kann, muss dieser seinen 
Qualitäten entsprechend standardisiert 

triebsindividuell bessere Planbarkeit zu 
erzielen.

Schritt für Schritt
Grundlage der Absicherung ist der für die 
eigene Ernte zu erzielende Preis zum Pla-
nungszeitpunkt. Dieser Preis entspricht 
dem an der Börse notierten. Unterschiede 
kommen vor allem durch von den Börsen-
standards abweichende Qualitäten zu-
stande. Der Terminkontrakt (Future) wird 
zu diesem Preis abgeschlossen, hat seine 
Erfüllung erst in einigen Wochen oder Mo-
naten. 
Zum Erfüllungszeitpunkt wird der Weizen 
zum dann gültigen Preis an den Landhänd-
ler verkauft. Gleichzeitig wird der Future 

hierfür notwendige Liquidität muss vor-
handen sein. Darüber hinaus bindet das 
Börsengeschäft finanzielle Mittel, die als 
Sicherheit hinterlegt werden müssen. Beim 
Kauf des Futures ist nicht der gesamte 
Preis zu hinterlegen, sondern ein „Initial 
Margin“, dessen Höhe den maximal denk-
baren Verlust abdecken soll. Weitere Ko-
sten, wenn auch deutlich geringer, entste-
hen durch die Warenterminbörse selbst, 
das Clearing House, den Sicherungsfonds, 
die Börsenteilnehmer und den General 
Clearer. Die Beträge dieser Positionen be-
wegen sich zwischen 0,2 und 8,5 € und 
gelten jeweils für ein Future (50 t Weizen 
z. B. einer genau definierten Qualität). 
Die se Standardisierung kann eine Absiche-

Mit Futures Preise hedgen
Warenterminbörsen bieten Möglichkeiten der Preisabsicherungen, aber nicht ohne Investitionen

Preisabsicherung steigender Preis

Juni
Oktober

realer Preis Börsenpreis

Kauf: 43 Eur
Kauf 40 Eur

Verkauf 43 Eur
+ 3 Eur43 Eur

40 Eur

Preisabsicherung fallender Preis

Juni
Oktober

realer Preis Börsenpreis

Kauf: 37 Eur
Kauf 40 Eur

Verkauf 37 Eur
- 3 Eur37 Eur

40 Eur

Preisabsicherungen an der Börse gleichen Gewinne und Verluste aus

werden und wird damit zum fiktiven Pro-
dukt. Trotzdem können Preise an der 
Börse verlässlich abgesichert werden. Das 
System beruht darauf, dass die aktuellen 
Börsenpreise mit den tatsächlich zu erzie-
lenden Preisen in direktem Zusammen-
hang stehen bzw. diese abbilden. Parallel 
zum physischen Verkauf des Weizens wird 
an der Warenterminbörse eine Position 
ähnlicher (finanzieller) Größe getätigt. Die 
Warenterminbörse erlaubt es, quasi im 
Vorgriff, einen derartigen Verkauf in der 
Zukunft zu tätigen. Derartige Terminkon-
trakte heißen „Futures“. In der Regel wird 
man den Erfüllungszeitpunkt des Futures 
zeitgleich mit dem tatsächlichen Verkauf 
der Ware wählen. Darüber hinaus laufen 
beide Geschäfte allerdings völlig unabhän-
gig voneinander. Da der  Erfüllungszeit-
punkt des Futures in der Zukunft liegt, 
aber den Preis von „heute“ abbildet, ist es 
möglich, diesen Preis abzusichern. Dabei 
geschieht die Absicherung sowohl nach 
unten (Preis fällt) als auch nach oben (Preis 
steigt). Die Absicherung ist also kein Mit-
tel, um die maximalen Gewinne zu erzie-
len, sondern ermöglicht es, Preisschwan-
kungen auszugleichen und somit eine be-

„glattgestellt“. Ist der Weizenpreis am 
Markt seitdem gefallen, dann gleicht der 
Mehrerlös aus dem Future den Verlust 
aus. Ist dagegen der Marktpreis gestiegen, 
gleicht der Mehrerlös aus dem Weizenver-
kauf den Verlust des Futures aus. In beiden 
Fällen wird der zum Planungszeitpunkt 
angestrebte Verkaufspreis erlöst (siehe Ka-
sten).
Hört sich alles ganz einfach an. Es gibt 
aber Stolpersteine. Zum Ersten muss man 
sich mit den Rahmenbedingungen des Bör-
sengeschäfts vertraut machen. Die Trans-
aktionen werden nicht direkt getätigt, son-
dern laufen über das „Clearing House“ als 
unabhängigen Vermittler zwischen Käufer 
und Verkäufer ab. Mit dem Clearing 
House wiederum handelt der Landwirt 
mittels eines Brokers.

Liquidität gefordert
Der Verkäufer, in diesem Fall der verkau-
fende Landwirt, verfügt über ein Geldver-
rechnungskonto,  auf dem Gewinne oder 
Verluste der abgeschlossenen Futures ge-
genüber den Tageskursen verbucht wer-
den. Wenn dieses Konto belastet wird, 
muss Geld nachgeschossen werden. Die 

rung erschweren bzw. unsinnig machen, 
da neben den Inhaltsstoffen auch Größen-
ordnungen und Zeitfenster vorgegeben 
werden. Beispiel: Bei einem Schlachtge-
wicht von 93 kg können nur 86 oder 172 
Schweine abgesichert werden, nicht aber 
genau 100.
Möchte man seine Braugerste Anfang Ja-
nuar abliefern, so stehen zur Preisabsiche-
rung nur die Kontrakte November und 
Februar zur Verfügung.

Nur Spekulation
Neben der Preisabsicherung bietet die 
Börse auch die Möglichkeit, auf steigende 
oder fallende Preise zu spekulieren. Im 
Börsenjargon heißt das Anlagefunktion. 
Einem hohen Risiko steht die Möglichkeit 
einer  hohen Verzinsung des eigenen Kapi-
tals gegenüber. Von Absicherung keine 
Spur. Nur wer sich wirklich gut auskennt, 
die weltweiten Märkte und Ernten des 
kommenden Jahres tagesaktuell im Blick 
hat und liquide genug ist, auch mal einen 
Verlust weg stecken zu können, kann auf 
diese Weise versuchen, seinen Gewinn zu 
mehren.

mn
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Beispiele für Vermarktungs-Solidarität
Beim gut besuchten November-Mitglieder-Treff der AbL Nieder-
sachsen in Verden stand der Kampf für einen fairen Milchpreis im 
Mittelpunkt. BDM-Vorstandsmitglied Martin Morisse und AbL-Bun-
desvorstandsmitglied Bernd Voss berichteten über die wirtschaft-
lichen und politischen Entwicklungen vor und nach dem Milchstreik 
bis hin zum Wortbruch des Bauernverbands und der Politik. Jetzt 
werde auf die Stärkung des BDM und die europaweite Bündelung 
der Milch im Rahmen des Europäischen Milk-Board hingearbeitet. 
Anschließend stellte Ralph Gertz die Erzeugergemeinschaft „Wen-
denknolle“ vor, deren 16 Betriebe auf 260 ha Kartoffelfläche in 
gegenseitiger Absprache 6 Bio-Hauptsorten in großhandelsfähigen 
Partien anbauen, wobei sie bewusst auf ein überschaubares und 
solidarisches Verhältnis untereinander achten. Als Großhandelsab-
nehmer für Bio-Kartoffeln gibt es nur noch die Firmen Krohn 
(Böhm/Ökokontor), Böhmer und die Naturland-Marktgemeinschaft. 
Die Raiffeisen-Warengenossenschaft Stoetze stellte Michael Bor-

gartz vor (siehe nächste Meldung). Berichte von Annemarie Volling 
über die Entwicklungen in Sachen Gentechnik und gentechnikfreie 
Region Norddeutschland sowie von AbL-Geschäftsführer Georg 
Janssen über die anstehenden politischen Aufgaben schlossen das 
Treffen ab. en 

Ohne Fusionen erfolgreich 
Ganz bewusst keine Fusionen ist die Raiffeisen-Warengenossen-
schaft Stoetze (Kreis Uelzen) in den 75 Jahren ihres Bestehens ein-
gegangen, so Vorstandsmitglied Michael Borgartz. Gegen alles 
Drängen und Kopfschütteln des Genossenschaftsverbands blieb die 
Genossenschaft dadurch überschaubar, wahrte so das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl und die Solidarität der Mitglieder, bestellte stets 
einen Geschäftsführer aus der Region, machte Warengeschäfte nur 
mit Mitgliedern, zahlte konsequent an alle die gleichen Preise und 
achtete vor allem darauf, dass die gemachten Gewinne weitestge-
hend und schnell auf die Höfe der Mitglieder flossen. Das so 
gewachsene Vertrauen drückt sich auch darin aus, dass Mitglieder 
ihre Festgelder bei der Genossenschaft anlegen. So kommt die 
Genossenschaft selbst mit einer Umsatzrendite von 4 % (von 13 
Mio. Euro Umsatz) zurecht (Großgenossenschaften brauchen 12 %). 
Das oft angeführte Argument, durch Fusionen und Größe bessere 
Konditionen zu erreichen, stimmt so ganz offensichtlich nicht. Die 
derzeit 25 Vollerwerbsbetriebe mit durchschnittlich 150 ha betrei-
ben gemeinsam noch zwei Brennereien, eine Biogasanlage und 
eine Rübenroder-Maschinengemeinschaft. en

Je nachdem, wo man sich in der Repu-
blik aufhält, ist die Blauzungenimpfung 

mehrheitlich willkommene Hilfe in der 
Not oder aber eine unverständliche 
Zwangsmaßnahme, die den Bauern ihr 
Recht auf Selbstbestimmung nimmt. 
Vor allem in Regionen, in denen bisher 
noch keine oder nur einzelne Fälle der 
Blauzungenkrankheit aufgetreten sind, fra-
gen Bauern und Bäuerinnen, ob die Proze-
dur sinnvoll ist. Das Spektrum der Impf-

xid, nachteilige Auswirkungen haben und 
sei es nur, dass sich sensible Kunden ab-
wenden, bleiben die Höfe allein. Neben 
vielen weiteren offenen Fragen ist auch die 
mühsame und oftmals unbefriedigende 
Auseinandersetzung mit der Tierseuchen-
kasse zu nennen. Eine Entschädigung für 
einen entstandenen Impfschaden scheint 
nur sicher zu sein, wenn die Nadel noch im 
toten Tier steckt.
Dass hier „nur“eine EU-Verordnung um-
gesetzt wird, kann als Begründung für den 
Informationsgau nicht herangezogen wer-
den. Denn mit einer nur halbherzigen Um-
setzung der Brüsseler Entscheidung lassen 
sich die zumindest in einzelnen Bundeslän-
dern heraufziehenden Zwangsmaßnahmen 
gegenüber Impfgegnern nicht erklären. In 
Hessen beispielsweise wird wegen der 
Ordnungswidrigkeit Anzeige beim Ver-
waltungsgericht gestellt. Letztendlich 
droht eine Zwangsmaßnahme plus Buß-
geld.
Aber gerade diese scheinbare Willkür der 
einzelnen Bundesländer rückt das europa-
weit formulierte Ziel der Ausrottung des 
Virus in unerreichbare Ferne. Rein von 
bio logischer Seite müssen derartige Bemü-
hungen ohnedies kritisch betrachtet wer-
den. Zu vielfältig sind die Beispiele von 
eingeschleppten Krankheiten, Tierarten 
und Pflanzen, deren Ausrottung trotz jahr-
zehntelanger Bemühungen misslang.
Trotzdem könnte der Versuch sinnvoll 
sein. Andreas Stritzel, Tierarzt aus der 
Nähe von Erlangen fordert allem voran ein 
einheitliches Vorgehen innerhalb der Eu-
ropäischen Union. „Es kann nicht sein, 
dass es in einigen Ländern eine Pflicht gibt 
und in andern nicht.“ Neben einem Ein-
stiegsszenario müsste es aber auch ein Aus-
stiegszenario geben. Wie lange soll geimpft 
werden? Wann ist man erfolgreich gewe-
sen? Was kostet ein derartiges Vorgehen? 
Diese Fragen müssen beantwortet wer-
den.
Solange ein einheitliches, grenzüberschrei-
tendes, die natürlichen Ausbreitungsbarri-
eren der übertragenden Gnitzen berück-
sichtigendes Vorgehen nicht zu erkennen 
ist, scheint es nur konsequent, eine Freiwil-
ligkeit der Impfung zu fordern. Für Bio-
land formuliert Hans Werner Müller von 
Gut Fahrenbach, Mitglied des hessischen 
Landesvorstands: „Wir müssen die Pflicht-
impfung abschaffen.“
Ob das von manchen Veterinäramtern for-
mulierte Argument, in jedem Fall sei die 
Impfung vorbeugender Tierschutz, da den 
Tieren die schlimmen Krankheitssym-
ptome erspart bleiben, eine derartige Ent-
mündigung der Landwirte rechtfertigt, 
darf getrost mit dem Verweis auf die Ei-
genverantwortung von Bäuerinnen und 
Bauern hinterfragt werden. mn

Zwangsimpfung sinnlos?
Ausrottung des Blauzungenvirus ohne einheitliche Strategie unmöglich

Zwangsimpfungen angedroht. Erfolg ungewiss. Ende nicht absehbar. Die Impstoffhersteller verdienen gut. Foto: M. Bührke/pixellio

kritiker ist weit und die Motivationen sehr 
unterschiedlich. Lässt man extreme Grup-
pierungen mit nationalistischem Gedan-
kengut, auch die gibt es, unbeachtet, so 
sind vor allem unbeantwortete Fragen für 
den Widerstand verantwortlich. Entschul-
digend könnte man zur Verteidigung des 
Bundesministeriums sowie des Friedrich-
Löffler- und des Robert-Koch-Instituts 
anführen, dass die Zeit drängte, die Zahl 
der gemeldeten Fälle (einzelne Tiere wer-
den nicht erfasst, ein Fall kann ein Tier 
oder eine ganze Herde sein) im ver-
gangenen Jahr bei Besorgnis erregenden 
20.623 lag und dem Virus ein Drittel der 
Schafherden zum Opfer fielen. Inzwischen 
ist aber ein halbes Jahr dahingegangen. 
Eine breite Aufklärung der betroffenen 
Tierhalter und eine ernsthafte Auseinan-
dersetzung mit ihren kritischen Fragen hat 
immer noch nicht stattgefunden. Dabei ist 
die Frage nach der Unbedenklichkeit eines 
Impfstoffs, der nur an wenigen hundert 
Schafen und Rindern getestet wurde, 
durchaus gerechtfertigt. Auch mit der 
Sorge, dass die zugesetzten Adjuvanzen, 
das die Wirkung des Impfstoffs verstär-
kende Quecksilber und Aluminiumhydro-
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Wenn diese Zeilen geschrieben werden, haben 
gerade die EU-Agrarminister in einer 

Nachtverhandlung in Brüssel keine dringend not-
wendige Reform der europäischen Agrarpolitik 
angepackt. Die Spitze des Deutschen Bauernver-
bands, die Regierungen der Bundesländer, die 
Bundesregierung – sie alle haben sich stark ge-
macht dafür, dass keine wirksamen Staffelungen 
der Direktzahlungen und keine Anbindung an Ar-
beitskraft beschlossen wurden, was die AbL und 
eine Reihe von Organisationen und Verbänden 
vorgeschlagen haben. Nicht nur die Milchpreise 
fallen, die Kosten steigen und Berufskollegen fra-
gen: „War denn der ganze Kampf umsonst? Sollen 
wir wieder die Faust in der Tasche ballen, uns auf 
die Höfe zurückziehen, den Ausstieg aus der Land-
wirtschaft vorbereiten oder uns wieder auf den 
Zug des „Wachsen oder Weichens“ drauf setzen, 
mit immer mehr Arbeit und weniger Einkom-
men?“ In diesen turbulenten Zeiten, wo die Bun-
desregierung innerhalb einer Woche 450 Milliar-
den Euro bereit stellt, um Deutschland vor dem 
Finanzkollaps zu retten, wo Großkonzerne Milli-
arden-Bürgschaften vom Staat anfordern, um 
nicht bankrott zu gehen, wo die Spitze des Bau-
ernverbands in einer für viele bäuerliche Betriebe 
existenziell bedrohlichen Situation sich ganz of-
fensichtlich gegen die Milchbauern stellt und Be-
schlüsse des Milchgipfels für die notwendige Be-
grenzung der Milchmengen systematisch hinter-
geht – kommt Resignation, aber auch Wut auf. 
Was tun? Auch wenn es nicht leicht fällt – unsere 
kühlen Köpfe brauchen wir mehr denn je. Die vie-
len guten Erfahrungen in der Milchpreisauseinan-
dersetzung kann uns keiner nehmen, wir müssen 
sie nutzen. Deshalb ist das Gebot der Stunde kein 
Rettungsschirm für die Landwirtschaft, sondern 
wir müssen unsere Arbeit der letzten Jahre fortset-
zen. Das heißt: die AbL als bäuerliche Interessen-
vertretung stärken und ausbauen, den Bund der 
Deutschen Milchviehhalter und das Milchboard 
dabei unterstützen, die Milchmengenregulierung 
und eine bedarfsorientierte Erzeugung in den Griff 
zu bekommen und dann erneut eine gesellschaft-
liche Offensive für faire Preise starten. Das wollen 
wir auf unserer Bundes-MV 08 mit den Spitzen 
des BDM und des EMB besprechen. Wir werden 
den Weltagrarbericht diskutieren, der eine deut-
liche Änderung der Agrarpolitik anmahnt. Wir 
werden überlegen, wie wir auf dem Schweine-
markt eine Perspektive für bäuerliche Betriebe 
schaffen und wie wir den Kampf für eine gentech-
nikfreie Landwirtschaft und ums Saatgut weiter 
erfolgreich führen können. Turnusgemäß wird ein 
neuer Bundesvorstand gewählt, der für die näch-
sten zwei Jahre die Geschicke der AbL mitlenken 
soll. Eine Reihe von Berufskollegen tritt jetzt aus 
dem Bauernverband aus – wir sagen: nicht nur 
austreten, sondern eintreten für bäuerliche Inte-
ressen! Die AbL ist mehr gefordert denn je. Auf 
nach Altenkirchen, mit Rückenwind für die bäu-
erliche Landwirtschaft!

Georg Janßen, AbL-Bundesgeschäftsführer

19. bis 21. Dezember 2008 in der Evangelischen Landjugend-
akademie in Altenkirchen/Westerwald

Freitag, den 19. Dezember 08
Auftaktveranstaltung 19.30 – ca. 22.00 Uhr

„Markt, Politik, Interessenvertretung und Strategien 
– der Kampf um die bäuerlichen Milchviehbetriebe geht weiter!“

Romuald Schaber (Vorsitzender Bund der Deutschen Milchvieh-
halter, Präsident EMB), Maria Heubuch (AbL-Bundesvorsitzende), 
Martin Haab (Bäuerliche Interessengruppe für Marktkampf, 
Schweiz), Ernst Halbmayr (IG Milch, Österreich), Benedikt Haerlin 
(Zukunftsstiftung Landwirtschaft), Friedrich-Wilhelm Graefe zu 
Baringdorf (AbL-Bundesvorsitzender)
Moderation: Ulrich Jasper (stellvertretender AbL-Bundesgeschäfts-
führer)

Samstag, den 20.Dezember 08
9.15 – 12.00 Uhr Diskussionsforen 

1) Die Zukunft auf dem Schweinemarkt – Bäuerliche Betriebe im 
Existenzkampf
Günter Völker (konventioneller Sauenhalter aus Westfalen), Bernd 
Kuhn (Neuland-Berater in Niedersachsen), Martin Steinmann 
(Neuland-Bundesvorstand), Helmut Peters (Neuland-Schweineer-
zeuger in Mecklenburg-Vorpommern), Max Hendlmeier, (Bundes-
verband Deutscher Fleischerzeuger, Bayern)
Moderation: Uwe Schreiber (AbL-Bundesvorstand)

2) Fütterung ohne Gentechnik – und es geht doch! 
Peter Hamel (Einkaufsgemeinschaft Lauterbach, Hessen), Alexan-
der Histing (Greenpeace), Jochen Dettmer (Neuland- Bundesge-
schäftsführer), Friedhelm Deerberg (Die Öko-Berater, NRW), Mar-
tin Trieschmann (Naturland-Fachberatung, Hessen), Annemarie 
Volling (Gentechnikexpertin der AbL)
Moderation: Marcus Nürnberger (Redaktion Bauernstimme)

3) Welternährung und Klimaschutz – die bäuerliche Landwirt-
schaft ist gefragt!
Benedikt Haerlin (Zukunftsstiftung Landwirtschaft), Bernd Voss 
(AbL-Bundesvorstand), Mute Schimpf (MISEREOR), Ebi Prunzel-
Ulrich (AbL-Bundesvorstand), Andreas Remmelberger (AbL-Regio-
nalgruppe Chiemgau), Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf 
(AbL-Bundesvorsitzender)
Moderation: Berit Thomsen (AbL-Expertin Internationale Agrarpolitik)

4) Nachbau, neue EU-Saatgutgesetzgebung, Erhalt alter Sorten 
– Der Streit ums Saatgut spitzt sich zu
Siegrid Herbst (Interessengemeinschaft Saatgut), Antje Kölling 
(MdEP-Büro Brüssel), Klaus Buschmeier (Sprecher der IG Nachbau), 
Gerhard Portz (Sprecher der IG Nachbau), Jürgen Holzapfel (Hof 
Uhlenkrug, Mecklenburg-Vorpommern), Georg Janßen (AbL-Bun-
desgeschäftsführer und Geschäftsführer der IG Nachbau)
Moderation: Claudia Schievelbein (Redaktion Bauernstimme)

14.00 Uhr: AbL-Bundes-Mitgliederversammlung 2008
Kurzbericht Verlag: Vera Thiel (Geschäftsführerin der AbL-Bauern-
blatt-Verlags GmbH), Kassenbericht: Uwe Schreiber (AbL-Bundes-
vorstand) und Ulrich Jasper (stellv. AbL-Bundesgeschäftsführer)
Rechenschaftsbericht Geschäftsführung: Georg Janßen
Vorstandsreferate: Maria Heubuch und Friedrich-Wilhelm Graefe 
zu Baringdorf 

„Die AbL ist als bäuerliche Interessenvertretung gefordert“

Aussprache über die Berichte
Moderation: Josef Jacobi
Wahlen zum neuen Bundesvorstand, Anträge an die Mitglieder-
versammlung. Antragsschluss ist der 9. Dezember.

Ab 21.00 Uhr Kulturprogramm: 
Matthias Stührwoldt (AbL-Bauer aus Schlesiwg-Holstein und Stern 
am bäuerlichen Literaturhimmel) liest aus seinen neuesten Veröf-
fentlichungen vor
Für den musikalischen Höhepunkt sorgt der „Geheime Küchenchor“

Markt, Politik, Interessenvertretung und Strategien 
Der Kampf um die bäuerlichen Milchviehbetriebe geht weiter! – AbL-Bundes-Mitgliederversammlung 2008
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Es ist schon einige Jahre her. Es war, 
bevor ich den Hof übernahm. Da-

mals, vor etwa einem Dutzend Jahren, 
bewirtschafteten meine Eltern noch un-
sere kleine Klitsche, und ich war nichts 
als ein Hiwi nach Feierabend und am 
Wochenende; denn ich arbeitete haupt-
beruflich als Erzieher in einer integra-
tiven Kindertagesstätte, deren Existenz 
ich meine Ehe verdanke; denn dort 
lernte ich im Jahre 1989 die Liebste 
kennen. Seither weiß ich, dass es auch 
für junge Bauern immer gut ist, mal für 
ein paar Jahre etwas ganz anderes als 
Landwirtschaft zu machen. Anderen-
falls würde ich jetzt vielleicht bei 
„Bauer sucht Frau“ den Deppen der 
Nation geben.
Es war Spätherbst oder Frühwinter, 
ganz wie man will. Es hatte geschneit. 
Wir wollten unsere Kalbstarken endlich 
reinholen. Denn im Depenauer Moor, 
wo sie über Sommer liefen, war es in-
zwischen so nass, dass unsere Tiere von 
weitem wie beinamputiert aussahen, so 
tief eingesunken standen sie immer im 
Morast.
In jenen Jahren hatten wir immer ham-
mermäßig  wilde Jungtiere. Das hatten 
wir unserem damals angesagten, voll 
stylischen Jungviehstall zu verdanken. 
Vollspalten. Unsere Starken liefen da-
mals lose in ihren uneingestreuten Bo-
xen. Niemals mussten wir zwischen die 
Tiere, um einzustreuen oder auszu-
misten. Das war praktisch und arbeits-
extensiv, aber in anderer Hinsicht ver-
hängnisvoll. Denn die Tiere gewöhnten 
sich nicht daran, dass diese komischen 
Zweibeiner zwischen ihnen standen 
und dabei ganz harmlos waren. Unsere 
Starken waren scheu. Und wild.
Wenn wir im Herbst unsere Jungtiere 
einfangen wollten, war immer Aben-
teuer und Rodeo angesagt. Wir ver-
suchten zwar immer, sie vorher anzu-
füttern und sie dann in irgendwelche 
Wagenburgen reinzulocken, aber 
manchmal rochen sie den Braten und 
hauten einfach ab. So auch diesmal, an 
diesem schneeverhangenen Samstag-
vormittag. Von den zwanzig Jungtieren 
liefen zwölf in die Wagenburg. Die hat-
ten wir. Die restlichen acht drehten 
vorher ab und stoben davon, ins Moor. 
Wir luden erst mal die zwölf auf und 
fuhren sie nach Hause, um später zu-
rück zu kommen und den Rest zu ho-
len.
Als wir wieder im Moor ankamen, ho-
ben die acht sofort die Köpfe und die 
Schwänze. Ein schlechtes Zeichen. 
Langsam gingen wir näher heran, um 
sie in Richtung der erneut aufgebauten 
Wagenburg zu treiben. Da hatten sie 
aber keinen Bock drauf. Vor der Wa-
genburg bogen sie, eine nach der ande-
ren, scharf links ab und sprangen, eine 
nach der anderen, über das Gatter in 

den benachbarten Mischwald hinein. 
Fast alle blieben ohne Fehlerpunkte; sie 
hatten das Gatter nicht touchiert; sie 
waren im Stechen. Nur eine, eine hoch-
tragende schwarzbunte Schönheit, war 
über das Gatter gestürzt und lag da 
jetzt, ganz allein. Ich wollte sie hoch 
jagen und durch das nunmehr geöffnete 
Gatter zurück auf die Weide treiben, 
aber sie blieb einfach liegen und stellte 
sich, einer neuen Strategie folgend, ein-
fach tot. Ihre schauspielerische Leistung 
war sicher verbesserungswürdig; sie 
hatte den Kopf hoch, die Augen auf 
und sie atmete heftig, aber aufstehen? 
Ausgeschlossen. Sie blieb liegen, und 
ich hoffte, sie würde vorerst liegen blei-
ben. Ich lief zusammen mit meinem 
Vater hinter den anderen sieben her in 
den Wald. Die Schönheit ließen wir zu-
rück.

extra zu holen. Wir wussten noch nicht, 
wie. Aber bisher hatten wir noch jedes 
Tier gekriegt, früher oder später. Tot 
oder lebendig.
Die Zeit verging. Es war der letzte harte 
Winter, den wir hatten. Den ganzen 
Dezember lang hatten wir Dauerfrost. 
Wir machten uns Sorgen um unsere 
Starke. Mein Vater hatte auf dem Besa-
mungskalender nachgeguckt. Die 
Schönheit sollte bald kalben, laut Ka-
lender am 20. Dezember. Am vierten 
Advent.
Ich arbeitete damals in einer Nachmit-
tagsgruppe zur Betreuung von Schul-
kindern. An jedem Vormittag fuhr ich 
mit dem Trecker und dem Viehwagen 
ins Moor, in der Hoffnung, die Schön-
heit zu sehen. Der Jäger hatte sie schon 
öfter erspäht. Sie hielt sich noch immer 
im Wald auf. Sobald sie Menschen sah, 

hörte ich es wieder. Ich lief los, in die 
Richtung, aus der das Stöhnen kam. Im 
Unterholz lag sie und bengte verzwei-
felt. Mit Panik im Blick sah sie mich an 
und versuchte aufzustehen. Es ging 
nicht; denn ihr Kalb lag nicht richtig. 
Ich sah nur ein Vorderbein und ein 
Stück der Zunge des Kalbes. Sofort 
wusste ich, was los war. Ein Vorder-
bein war nicht mit in den Geburtskanal 
gerutscht, und jetzt verhinderte die 
Schulter des Kalbes die Geburt. 
Ich überlegte nicht lange. Ich wusste, 
was zu tun war. Schnell machte ich der 
Schönheit ein Halfter um und band es 
an einer Moorbirke fest. Ich zog meine 
Jacke und den Pullover aus und ver-
suchte, das Kalb in den Geburtskanal 
zurückzuschieben, soweit, bis ich das 
fehlende Vorderbein nach vorne holen 
konnte. Es war schwer. Die Kuh bengte 
gegenan, und das Kalb gegen die We-
hen zu schieben, erschien mir fast un-
möglich. Jede Wehenpause nutzte ich 
aus. Ich schwitzte; ich fror; ich stöhnte; 
ich fluchte; ich verzweifelte. Es wollte 
und wollte nicht gelingen.
Durch die mehr tierischen als mensch-
lichen Geräusche, die ich bei meiner 
Arbeit machte, wurde der Holzfäller 
angelockt. Er wurde von allen nur 
Lumberjack genannt, weil er einige 
Jahre lang in Kanada im Wald gearbei-
tet hatte. Aus dieser Zeit hatte er die 
Vorliebe, auf Englisch zu fluchen. Er 
war nur ungern wieder zurück gekom-
men, um seine alten Eltern zu pflegen. 
Lumberjack war ein Sonderling und 
arbeitete nun beim großen Gut im 
Wald. Allein, immer allein. Jetzt kam 
er zu mir. Er sah, dass ich Hilfe 
brauchte, und er packte mit an. Jetzt 
machten wir zu zweit hinten an der 
Starke herum. Lumberjack hatte die 
zwei Hände, die mir gefehlt hatten. Er 
drückte das Kalb zurück, und ich zog 
das Vorderbein nach vorn. Jetzt lag es 
richtig. Erschöpft sanken Lumberjack 
und ich zur Seite. Die Schönheit bengte 
noch einmal, und das Kalb flutschte 
heraus. Ich lachte vor Freude; ich hatte 
die Starke; ich hatte das Kalb, ein Kuh-
kalb, und Lumberjack rieb sich die 
Stirn und sagte in breitestem kana-
dischem Englisch: „Damn! Jesus 
Christ!“  Da wusste ich, wie das Kalb 
heißen würde.
Lumberjack half mir beim Aufladen 
der Tiere. Stolz wie die Heiligen Drei 
Könige fuhr ich mit dem Trecker, dem 
Anhänger und meiner Beute durchs 
Dorf. Auch die Schönheit hatten wir 
gekriegt. Sogar lebendig, sogar mit 
Kalb.
Das W war gerade als Anfangsbuch-
stabe dran. Das Kalb nannten wir 
„Wunder“, aber für mich hieß es Zeit 
seines Lebens nur: „Damn! Jesus 
Christ!“ 

Ein Wunder
Eine Weihnachtsgeschichte von Matthias Stührwoldt

Tatsächlich schafften wir es, die sieben 
Ausreißer aus dem Wald zurück ins 
Moor zu treiben. Bei einem weiteren 
Versuch gelang es uns sogar, sie in die 
Wagenburg zu hüten. Von der Schön-
heit allerdings fehlte jede Spur. Nach-
dem wir sie dort am Gatter alleine zu-
rückgelassen hatten, musste sie irgend-
wann beschlossen haben, nun nicht 
mehr tot zu sein. Sie war aufgestanden 
und einfach weg. Futschikato. Wahr-
scheinlich versteckte sie sich im Unter-
holz. Wir duchkämmten noch einmal 
den Wald, aber von ihr war nichts zu 
sehen. Also brachten wir alle Tiere, die 
wir hatten, in den Stall, und stellten uns 
darauf ein, die Schönheit irgendwann 

nahm sie Reißaus. Aber sie blieb im 
Wald, in der Nähe des kleinen Baches, 
der auch bei strengem Frost offen blieb. 
Hier fand ich ihre Spuren, dort, wo sie 
immer Wasser soff. Sie selbst sah ich 
nie. Bis zum Morgen des 23. Dezem-
ber.
Ich hatte inzwischen Weihnachtsur-
laub, und wie an jedem Tag fuhr ich 
mit dem Trecker ins Moor. Ich nahm 
mir einige Stricke, stieg aus, schwang 
mich über das Gatter und ging durch 
den morgendlichen Winterwald. Plötz-
lich hörte ich ein klagendes Stöhnen. 
Das konnte nur von der Schönheit 
kommen, und es hörte sich an wie eine 
Kuh in den Wehen. Nach kurzer Zeit 

Damn! Jesus Christ Foto: ©BLE/Dominic Menzler
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Abbauprodukte bedrohen Embryos  
Bei einer Untersuchung schwangerer Frauen in der holländischen 
Stadt Rotterdam haben Wissenschaftler eine überraschend hohe 
Konzentration von Abbauprodukten von 20 Organosphosphor-
Pestiziden in deren Urin festgestellt. Wie agriholland berichtet, 
lagen die Werte deutlich höher als bei vergleichbaren Untersu-
chungen in den USA, diese könnten zu einer verminderten gei-
stigen Entwicklung der Kinder führen. Es soll nun geklärt werden, 
ob diese Stoffe durch Pestizide und/oder Plastik-Weichmacher ver-
breitet worden sind. en    

Nebenwirkungen
Was zunächst als positive Entdeckung galt, verursacht bei näherer 
Betrachtung auch Bedenken: Beim Herbizid Fluridon wurde eine 
bisher unbekannte Nebenwirkung gegen den Erreger der Toxoplas-
mose entdeckt (Wissenschaftler aus USA und Japan in Nature). 
Stellt sich gleichzeitig die Frage nach den bisher unbekannten 
negativen Nebenwirkungen. en

Tierzählung
Laut Welternährungsorganisation FAO gibt es weltweit 1,3 Mrd. 
Rinder, jeweils 1 Mrd.  Schafe 
und Schweine und 0,8 Mrd. Zie-
gen. Die zahlreichsten Haustiere 
stellen aber die Hühner mit 17 
Mrd. Artgenossen, das sind 2,5 
pro Mensch. en

10 cm in 100 Jahren 
Nach Auswertung von Boden-
erosions-Studien warnt der US-
Forscher David Montgomery in 
den Proceedings der US-Akade-
mie der Wissenschaften vor 
einem gefährlichen Verlust der 
Ernährungsgrundlage. Auf her-
kömmlich bewirtschafteten 
Ackerflächen übersteigt die Ero-
sion demnach die Bodenneubil-
dung, die Bodendicke nehme 
um durchschnittlich mehr als 
einen Millimeter ab. pm

Kraftfutter- 
Konzentrat
Die größten Mischfutter-Herstel-
ler in Deutschland sind laut Aufli-
stung des Ernährungsdienst die 
Peter-Cremer-Holding mit 2,3 Mio. t Kapazität (2006) und die Agra-
vis Raiffeisen AG (2,1), gefolgt von Bröring (1,0), der Hage Kiel (0,9) 
und der niederländischen Firma Forfarmers (0,9). Auf weiteren Plät-
zen: ATR, GS agri, RKW Süd, Muskator/Ovator, Rothkötter, RWZ 
Rhein-Main, Fleming & Wendeln, Kofu, Hansa, Getreide AG, LBD 
Damme und Schräder. pm 

Rechtsmittel gegen Kartellamtsentschluss
Der Bundesverband der Deutschen Milchviehhalter (BDM) hat Rechts-
mittel gegen den Beschluss des Bundeskartellamts eingelegt, wonach 
der BDM während des Milchstreiks gegen das Boykottverbot des § 21 
Absatz 1 GWB verstoßen habe. Der Aufruf an die Milchviehhalter zur 
Nichtbelieferung der Molkereien und zu Demonstrationen vor ausge-
wählten Molkereien erfolgte nach Angaben des Bundeskartellamts 
nicht in Wahrnehmung berechtigter Interessen. „Denn der BDM 
strebte weder eine kartellrechtskonforme Kooperation auf der Ebene 
der Milchviehhalter noch auf der Ebene der Molkereien an.“  Die „im 
Wesentlichen fiktiv angesetzten Arbeitskosten“ erschienen dem Bun-
deskartellamt überhöht. Ein bundesweiter Einheitspreis hätte zu einer 
flächendeckenden Kartellierung über alle Marktstufen (Milchviehhal-
ter, Molkereien und Handel) hinweg geführt. Das Bundeskartellamt 
habe kein Bußgeldverfahren eingeleitet. Sollte der BDM in vergleich-
barer Weise zukünftig erneut gegen das Kartellrecht verstoßen, wird 
das Bundeskartellamt jedoch unverzüglich ein Bußgeldverfahren ein-
leiten. mh

Die gute Nachricht ist, dass sich im Früh-
jahr die Lage auf dem Ferkelmarkt bes-

sern wird. Die Schlechte ist, dass nicht be-
kannt ist, welches Frühjahr das sein wird.
Die Hoffnung stirbt zwar zuletzt, aber 
langsam stirbt sie. Daran ändert auch 
nichts, dass in Fachzeitschriften und Poli-
tikerreden stets auf ein baldiges Ende einer 
Situation verwiesen wird, die seit fast zwei 
Jahren für Ferkelerzeuger keine ausrei-
chende Entlohnung  und Kostendeckung 
ermöglicht.
Diese Prognosen – wenn nicht Hoffnungen 
– stützen sich auf erhöhte Schlachtzahlen bei 
Sauen. Gewöhnlich – fast historisch gesehen 
– ist das ein erster Hinweis auf einen funkti-

Letztlich bleibt trotz Sauenschlachtungen 
der Angebotsdruck auf dem Ferkelmarkt 
bestehen, denn die Fruchtbarkeit der Sauen 
steigt stark an. Dänemark will z.B. in we-
nigen Jahren 30 Ferkel pro Sau und Jahr 
aufziehen. In Deutschland liegt zur Zeit 
der Durchschnitt bei kaum 22 Ferkeln.
Die Differenz liegt weniger an den deut-
schen Bauern, sondern eher an den deut-
schen Schweinen, die ihnen von der Züch-
tung vorgegeben werden. Während hierzu-
lande vorwiegend auf Muskelfleisch ge-
züchtet wurde, um die Interessen der Mä-
ster zu befriedigen, wurde in Frankreich, 
den Niederlanden und insbesondere in Dä-
nemark dem Züchtungsziel Fruchtbarkeit 
viel stärkere Aufmerksamkeit gewidmet. 
Während die deutsche Züchtung mittler-
weile ziemlich am Boden liegt, werden im-
mer mehr Zuchtschweine aus den Nachbar-
ländern importiert. Und hier entsteht ein 
Teufelskreis. Da die Absatzmöglichkeiten 
für Ferkel begrenzt sind, müsste der Sauen-
bestand für jedes im Durchschnitt mehr 
produzierte Ferkel um fünf Prozent verrin-
gert werden. Daraus ergibt sich zwingend 
ein verschärfter Verdrängungswettbewerb.
Wieder wird bereits angekündigt, dass die 
Hälfte der Erzeuger ausscheiden muss und 
dass ohnehin nur die besten 25 Prozent – 
das sind vorwiegend die, die bereits heute 
25 Ferkel je Sau und Jahr produzieren – 
zukünftig eine Überlebenschance haben.
Zugleich sind es auch diese Betriebe, die 
die großen Wachstumssprünge machen 
werden. Kann ein Durchschnittsbetrieb 
mit 700 € Kredit je Sauenplatz rechnen, 
billigen Banken in den Niederlanden, in 
Dänemark und zunehmend auch in 
Deutschland den Spitzenbetrieben  Kredit-
volumen von über 2.000 € pro Sauenplatz 
zu. Mit diesen Summen können neue Be-
triebseinheiten aufgebaut werden. Bei so 
einer Allianz von Bänkern und Bauern 
werden die Grenzen gleitend zwischen Fer-
keln und Finanzprodukten.
In Westdeutschland, besonders jedoch in 
den  neuen Bundesländern, entstehen 
große Produktionseinheiten. Werden sie 
von niederländischen Unternehmen ge-
baut, sparen diese zusätzlich die Kosten 
für die Güllequote, die mit der Wirkung 
einer Mengenbegrenzung in den Nieder-
landen 550 € je Sauenplatz betragen.
Bei wachsenden Betriebsgrößen in der Fer-
kelerzeugung wird zunehmend der Schwei-
nezyklus außer Kraft gesetzt. Bei fallenden 
Ferkelpreisen verringern diese Betriebe 
ihre Ferkelerzeugung nicht. Es wird produ-
ziert bis zum bitteren Ende. Und wenn es 
erreicht ist, wird die Stallanlage nicht still-
gelegt, sondern der Nächste steigt ein. Es 
findet sich immer ein „Unternehmer, der 
meint, dass er es besser kann.

Günther Völker

Ferkel und Finanzprodukte
Der Schweinezyklus funktioniert nicht mehr

Märkte, Sitten und Gewohnheiten erschließen. Liegt die Lösung in Vietnam? Foto: Kunstzirkus/pixelio

onierenden Schweinezyklus, ein konjunktu-
relles Auf und Ab im Marktgeschehen.
Es ist jedoch fraglich, ob das Indiz der Be-
standsverringerung bei Sauen ausreicht, 
um Hoffnung zu begründen. Es werden 
zunehmend Bestände in Preistälern ge-
räumt, um nach einem Jahr unter verbes-
serten Produktionsbedingungen mit hö-
herem Gesundheitsstatus wieder in den 
Markt einzusteigen.
Mittlerweile gibt es auch bei Schweine-
fleisch weltweite Handelsströme, die nati-
onale Erzeugungsmengen kurzfristig aus-
gleichen können. Wenn die Erzeugungsge-
biete auf Export angewiesen sind, wie es in 
der EU mittlerweile der Fall ist, findet auf 
den Nachfragemärkten in Osteuropa und 
Asien ein ständiger Verdrängungswettbe-
werb statt. Der kürzlich erfolgte Preisein-
bruch bei Ferkeln wie bei Mastschweinen 
war zusätzlich in der Finanzkrise begrün-
det. Banken hielten sich bei Bürgschaften 
für Exportgeschäfte ebenso zurück wie 
Kreditversicherer.
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�
Etho-Tierschutz-
Förderung
Mit „Etho-Beiträgen“ 
fördert die Schweiz eine 
„Besonders Tierfreund-
liche Stallhaltung“ (BTS), 
deren Haltungsbedingun-
gen über die Tierschutz-
verordnung hinausge-
hen. Die Haltung von 
etwa 85 % der Mast-
hähnchen wird in diesem 
Rahmen gefördert, mit 
175 Euro je 250 Tieren 
und Jahr. Zu den Aufla-
gen gehören ein über-
dachter Auslauf, gute 
Einstreu und erhöhte 
Sitzflächen für die 
Tiere. pm

�

Wunderbar kann ich Schweine mit 
Mischungen aus Ackerbohnen, Erb-

sen, Süßlupinen ernähren“, sagt Jan 
Hempler, Berater bei der Landwirtschafts-
kammer in Niedersachsen. Er ist zuständig 
für Neuland- und Biobetriebe und die sind 
es auch vornehmlich, die auf Futtermi-
schungen aus einheimischen Eiweißträgern 
setzen statt auf Soja aus Übersee. Das war 
schon so, bevor die Gentechnik Einzug 
hielt in den Anbau von Sojabohnen und 
eine Beschaffung gentechnikfreien Sojas 
schwieriger wurde. Schließlich wollten 
Ökolandbau und auch Neuland immer 
schon Importfuttermittel, die mit weiten, 
umweltschädlichen Transporten rund um 
den halben Erdball belastet sind, ausklam-
mern. Außerdem wollten die Bauern und 
Bäuerinnen in der Lage sein, ihre Tiere mit 
dem zu ernähren, was sie selbst angebaut 
haben – der alte Gedanke der Kreislauf-
wirtschaft. Durch die Gentechnik erhält 
die Diskussion um einheimische Eiweißfut-
termittel nun eine neue Dynamik, wenn 
auch nur in einer landwirtschaftlichen Ni-
sche. Andererseits ist die momentane Situ-
ation auf dem Schweinemarkt auch nicht 
gerade so, dass man Nischen verlachen 
könnte. Berater Hempler zeichnet ein po-
sitives Bild der Nische, zwar sagt er, Soja 
sei in seiner Zusammensetzung der essen-
tiellen Aminosäuren ideal. Auf die kommt 
es in der Schweinefütterung entscheidend 
an. Sie lässt sich aber für die meisten Fut-
termischungen zu einem Mehrpreis von 
drei bis vier Euro pro Dezitonne durch die 
einheimischen Komponenten erreichen. 
Allerdings macht die schlechte Selbstver-
träglichkeit der heimischen Leguminosen 
den Ackerbauern das Leben zunehmend 
schwerer. „Auch auf den Biobetrieben 
werden immer weniger Bohnen und Erb-
sen angebaut, über die Jahre werden die 
Erträge schlechter, es wird nicht einfacher, 
genug Grundeiweißträger zusammenzube-
kommen“, fasst Hempler zusammen. 

Ein Gang zurück
Die Herausforderungen in der Futterrati-
onsgestaltung gibt es an den Stellen im 
Schweineleben, an denen Höchstleistung 
gefordert wird. Säugende Sauen und abge-
setzte Ferkel nennt Hempler im Speziellen. 
Hier spielt derzeit noch Kartoffeleiweiß – 
ein Beiprodukt der Stärkeherstellung – eine 
entscheidende Rolle. Nur durch seinen 
Einsatz gelingt es, den Methionin-Unter-
schuss auszugleichen, der entsteht, wenn 
durch einen hohen Energieeinsatz auch 
eine entsprechenden Eiweißmenge, bzw. 
eine Menge der entsprechenden Amino-
säurekombination aufgenommen werden 
muss. Kartoffeleiweiß ist ein konventio-
nelles Produkt, das laut EU-Ökoverord-

nung im Ökolandbau nur noch bis 2015 
eingesetzt werden darf. Zudem schwebt 
über der Stärkekartoffelzüchtung das Da-
moklesschwert der Gentechnik nicht nur 
in Form der Amflora, so dass Kartoffelei-
weiß unter Umständen irgendwann der 
Rauswurf auch bei Neuland droht. Für die 
Bäuerinnen und Bauern wird das Leben 
dann nicht leichter. Sie würden dann ein-
mal mehr zu Fertigfuttermischungen ge-
zwungen, deren Hersteller aufgrund der 
größeren Mengenabnahme, günstiger teure 
Eiweiß-Einzelkomponenten zusammen-
mischen können. Die Idee der geschlos-
senen Kreisläufe auf den Bauernhöfen 
könnte verlieren. Der Versuch der Biobe-
triebe, Sojakuchen als Ersatz für Kartoffel-
eiweiß einzusetzen, wäre die Abkehr vom 
anderen Prinzip: der Ablehnung der Im-
portfuttermittel. „Die Abhängigkeiten 
nehmen zu“, konstatiert Hempler, „des-
halb wehre ich mich noch gedanklich da-
gegen.“ Ihn treibt eine ganz andere Idee 
um, um dieses Feld zu bearbeiten: „Man 
müsste einen Gang zurückschalten, nicht 
auf Höchstleistung gehen“, dann, so 
Hempler, komme man im ganzen 
Schweineleben mit Rationen aus den 
Grundeiweißträgern aus, die auf hiesigen 
Äckern wachsen. Das bedürfe auch einer 
anderen Tierzucht, damit die Tiere wieder 
mit weniger zurecht kommen. Die bunten 
Bentheimer Schweine machen es vor. In 
der Realität praktiziert allerdings auch 
Hempler auf den Betrieben die Kunst des 
„an kleinen Schrauben Drehens“, um die 
Leistung noch ein bisschen zu steigern, um 
doch noch eine schwarze Zahl in den Jah-
resabschluss zu zaubern. Trotzdem hält er 
es für einen Fehler des Systems, immer 
mehr herauszukitzeln. Eine ähnliche Dis-
krepanz zwischen Marktansprüchen und 
gesundem Menschenverstand tut sich in 
der Frage der Magerfleischprozente auf. 
Der Handel will einen immer höheren Ma-
gerfleischanteil, weil die Verbraucher – an-
geblich – nur magere, große Kottelets to-
lerieren. Gesund wachsen aber Schweine 
langsamer mit einer verhalten auf Leistung 
eingestellten Ration – setzen damit aber 
auch mehr Fett an. Der vermeintliche Kun-
denwunsch nach mager mag aber auch 
nicht immer so eindeutig sein, wie ließe 
sich sonst aktuell eine vermehrte Nach-
frage bei Neuland nach 160-Kilo-Schwei-
nen erklären? 

Soja vor der Haustür
Genauso abwegig wie der Verbraucher-
wunsch nach fetten Schweinen scheint eine 
ganz andere Möglichkeit, die vorzüglichen 
Aspekte des Sojas in der Futterration und 
die heimische Futtermittelerzeugung zu 
kombinieren – nämlich Soja vor der Haus-

tür anzubauen. Nichts desto trotz tut es 
seit bereits zehn Jahren der bayerische 
Bauer Josef Asam. Und nicht nur das, er 
organisiert mittlerweile einen Vertragsan-
bau auf demnächst 500 ha mit rund 100 
Bauern und Bäuerinnen und hat eine Auf-
bereitungsanlage, um aus der geernteten 
Sojabohne ein Produkt für den Futtertrog 
zu machen. Asam sagt von sich selbst, er 
sei ein Verfechter der regionalen Produk-
tion und er wolle autark sein. Das passt zu 
einem der erfolgreichsten Regionalprojekte 
in Deutschland: „Unser Land“ rund um 
München. Als Geflügel ins Programm auf-
genommen werden sollte, ging es auch um 
eine regionale Futtererzeugung und Asams 
Sojaexperiment wurde zur tragenden 
Säule. Das erste Saatgut kam aus Kanada, 
die Erträge in Bayern liegen mit 27 dt/ha 
sogar leicht über den kanadischen Ergeb-
nissen. Die Aminosäuren passen und die 
Leguminosenmüdigkeit scheint beim Soja 
kein Thema, so Asams Erfahrungen. Und 
im benachbarten Österreich gibt es mitt-
lerweile Saatgut und Anfänge einer eigenen 
Züchtungsarbeit. Trotzdem „sagt die Of-
fizialberatung bei uns immer noch: Bau 
deinen Weizen, kauf dein Soja“, so Asam, 
„dabei wissen die Landwirte gar nicht, 
was mit der Gentechnik auf sie zukommt: 
Rechenschaft über die Ernte ablegen, nur 
noch Lohnmäster sein.“ Er will Unabhän-
gigkeit von den wachsenden Abhängig-
keiten.  cs

Vom Acker vor der Haustür in den Futtertrog
Eine Fütterung von Schweinen und Geflügel mit regional angebauten Eiweißfuttermitteln ist machbar

Schweine lieben einheimische Leguminosen. Foto: ©BLE Dominic Menzler
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„Die Marktmacht über die eigene Milch zurückholen“

Mit den Beschlüssen in Brüssel und 
im Bundesrat haben sich die Mi-

nister und Ministerinnen gegen die 
Milchbauern und Bäuerinnen gestellt. 
Die Antwort kann nur sein, dass die 
Milchviehhalter ihre Milch nun markt-
wirksam bündeln, sagt der AbL-Vorsit-
zende Friedrich Wilhelm Graefe zu 
Baringdorf im Interview.

Bauernstimme: In Brüssel sind gerade 
noch mehr Milchquoten beschlossen 
worden. Der Widerstand Deutsch-
lands hat nichts genutzt. Ist das nicht 
eine nachträgliche Bestätigung derer, 
die vor einseitigen deutschen Maß-
nahmen zur Mengenanpassung an 
den niedrigeren Bedarf gewarnt ha-
ben?
Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baring-
dorf: Nein, denn das würde ja unter-
stellen, dass sie in Brüssel alles versucht 
hätten, um mehr Menge zu verhindern 
und so die Wirkung nationaler Maß-
nahmen zu erhöhen. Die Bundesregie-
rung, unterstützt von den Bundeslän-
dern, hat aber in Brüssel nicht gegen 
mehr Menge gekämpft, sondern sie hat 
sich vor allem um den Milchfonds ge-
kümmert und ist gegen die Staffelung 
angerannt. Herausgekommen ist nun 
dann sogar noch mehr Menge, als von 
der EU-Kommission vorgeschlagen, 
denn die Änderung bei der Fettkorrek-
tur muss man mitrechnen. Dem hat die 
Bundesregierung zugestimmt – ohne 
deutsche Zustimmung hätte es diesen 
Abschluss nicht gegeben, ein Land wie 
Deutschland wird bei solchen Paketen 
nicht überstimmt.

Hat sich die Ministerin über den Tisch 
ziehen lassen?
Das will ich nicht sagen, mindestens 
haben an ihrem Tisch nicht nur die an-
deren EU-Staaten in Richtung noch 
mehr Menge gezogen, sondern auch 
ihre eigenen Reihen, zum Beispiel die 
Landesminister. Die stellen sich jetzt, 
vereint mit dem Bauernverband und 
der Milchindustrie, hin und beklagen 
lautstark die Brüsseler Milchbeschlüsse. 
Dabei haben sie genau diese Beschlüsse 
ja gezielt vorbereitet mit ihrem Wort-
bruch im Bundesrat. Hätte es den er-
sten Wortbruch im Bundesrat nicht 
gegeben, würde also das noch gelten, 
was beim Milchgipfel Ende Juli verab-
redet und angekündigt war, dann hätte 
es in Brüssel eine ganz andere Diskus-
sion gegeben, vor allem hätte die Bun-
desministerin dem nicht zustimmen 
können, was nun das Ergebnis ist.

Welche Rolle hat der Deutsche Bau-
ernverband dabei?

Der Wortbruch im Bundesrat ist abge-
sprochen mit der Spitze des Deutschen 
Bauernverbands, das ist sicher. Wir 
kennen alle die Kampagne, die der DBV 
gleich nach dem Milchgipfel gestartet 
hat gegen die Abmachungen, die er 
beim Milchgipfel noch scheinbar mit-
getragen hatte. Der Kampagne hat sich 
auch der Milchindustrieverband ange-
schlossen. Sie haben es ganz bewusst 
auf die volle Konfrontation angelegt, 
sonst hätte es im Bundesrat noch ein 

die Bäuerinnen und Bauern immer nur 
das übrig, was der Deal zwischen Mol-
kereien und Handelsketten zulässt. Die 
Konkurrenz unter den Molkereien bei 
ständiger Überproduktion wurde auf 
dem Rücken derer ausgetragen, die 
melken. 

Ein Bauernverband, der näher bei der 
Milchindustrie als bei der Mehrheit 
der Bauern sitzt, eine Politik, die sich 
diesem Bündnis fügt – und das alles 
nach einem Milchstreik und einer So-
lidarität, die es in Deutschland unter 
Bauern bisher nie gegeben hat. War 
das alles umsonst?
Vorsicht. Die halbe Wegstrecke ist ja 
schon geschafft! Was bisher schon er-
reicht worden ist, hat vorher niemand 
für möglich gehalten. Vor dem Milch-
streik hat der Bauernverband die Bau-
ern schon einmal unterschätzt und sich 
massiv als Streikbrecher betätigt. Ein 
wesentlicher Unterschied zu früheren 
Bauern-Revolten gegen das Geflecht 
von Bauernverband und Industrie ist, 
dass die Bauern und Bäuerinnen sich 
diesmal mit dem BDM, dem Europä-
ischen Milk Board EMB und auch in 
der AbL starke Strukturen aufgebaut 
haben. 

Aber die politischen Würfel bei der 
Quote sind erst mal gefallen?
Nein. Politik ist nie zu Ende. Mit den 
jetzigen Beschlüssen in Brüssel und im 
Bundesrat sollen die Milchbauern und 
Bäuerinnen mürbe gemacht werden. 
Möglicherweise sollen sie über die ka-
tastrophalen Preise auch in einen er-
neuten Streik gezwungen werden, der 
ihnen das Kreuz brechen könnte, wenn 
er zum falschen Zeitpunkt geführt 
wird. Die Mittel der Auseinanderset-
zung müssen wir selbst bestimmen und 
uns weder die Art noch den Zeitpunkt 
aufzwingen lassen. 

Was ist jetzt das Mittel der Wahl?
Die Kraft muss da erhöht werden, wo 
Milchindustrie und dann auch der Bau-
ernverband nicht mehr anders können, 
als auf den BDM zuzugehen. Das geht 
nur, indem die Marktmacht, die in der 
Milch selbst steckt, zurückgeholt wird. 
Die Bündelung im BDM als Verband 
muss flankiert werden durch die Bün-
delung der Milch. 

Heißt das, neue Liefergemeinschaften 
zu gründen?
Das reicht nicht, weil damit jeweils zu 
wenig Menge zusammen kommt. Auch 
wenn es Bäuerinnen und Bauern schwer 
fällt: Marktmacht verschaffen sie sich 
nur, wenn sie die Verfügungsgewalt 

über ihre Milch in einen von ihnen 
selbst bestimmten und verwalteten Pool 
geben, wie ihn der BDM mit dem 
Milchboard schon angelegt hat. Mög-
licherweise kann das zunächst auf eine 
bestimmte Zeit begrenzt sein, damit die 
Milchviehbetriebe die Verfügungsge-
walt nicht völlig aus der Hand geben. 
Entscheidend ist aber, dass eine wirk-
same Masse erreicht wird. Wenn von 
den 28 Mrd. kg Milch, die in Deutsch-
land erzeugt werden, ich sage mal 20 
Mrd. kg in dieser Weise im Milchboard 
gebündelt sind, dann können die Mol-
kereien sich nicht länger unterbieten, 
weil sie dann Milch anbieten, über die 
sie zum großen Teil gar nicht mehr be-
stimmen. Wir müssen die verbandliche 
und gesellschaftliche Kraft, die schon 
aufgebaut worden ist, verbinden mit 
dieser Marktmacht, um in den Markt- 
und Preisverhandlungen als dritte Kraft 
auftreten und eine Vorwärtskalkulation 
mit ausreichenden Erzeugerpreisen 
durchsetzen zu können. 

Damit ist noch keine andere Quoten-
regelung durchgesetzt.
Nicht automatisch. Aber es muss Allen 
klar sein, dass selbst bei der durch die 
Milchindustrie angestrebten Aufhebung 
der Quote kein unkontrollierter, freier 
Markt entstehen wird. Es ist doch nicht 
die Frage: Mengenregelung – ja oder 
nein, sondern: Wer hat die Macht über 
Menge und Preis bei der Milch! Wenn 
die Bäuerinnen und Bauern den langen 
Atem zur Macht über die Milchmenge 
nicht aufbringen, dann reißen sich die 
Molkereien die Verfügung über Preis 
und Menge noch weiter unter den Na-
gel. Daran arbeiten sie längst. Dann 
greift über die Macht der Milchindu-
strie Rationalisierung und Konzentra-
tion und drängt noch einmal zwei Drit-
tel der Betriebe aus der Produktion. 
Die Auseinandersetzung ist noch längst 
nicht entschieden, nicht mit dem Bun-
desratsbeschluss und nicht mit den 
Brüsseler Entscheidungen. Die deut-
schen Milchbauern und -bäuerinnen 
stehen nicht allein – die Widersprüche 
zu den Interessen der Milchindustrie 
brechen auch in den anderen EU-Län-
dern mehr und mehr auf. Die eigenen 
Interessen wirksam zu organisieren und 
durchzusetzen, das ist notwendig. Das 
kann und wird uns niemand abnehmen. 
Jeder und jede Einzelne muss willens 
sein, sich zur eigenen Marktmacht zu 
entscheiden.

cs/uj

kleines Signal an den BDM gegeben. 
Selbst darauf haben sie verzichtet. Das 
Ziel war und ist die Zerstörung einer 
eigenständigen unabhängigen Milch-
bauernorganisation. Sie wollen dem 
‚Spuk‘ des BDM ein Ende setzen. 

Aber diese verbandliche Auseinander-
setzung wird teuer erkauft, mit einem 
für die Milcherzeuger katastrophalen 
Preisverfall. Wie kann ein Bauernver-
band das hinnehmen? 
Die Spitze des Bauernverbandes nimmt 
das nicht hin, sondern sie setzt bewusst 
auf Preisdruck. Sie vertritt eben nicht 
die Interessen der Milchbäuerinnen und 
-bauern, sondern die der Milchindu-
strie. Die Molkereien und die Milchin-
dustrie wollen die Konzentration in der 
Milcherfassung und -verarbeitung vor-
antreiben. Über niedrige Auszahlungs-
preise an die Erzeuger erzwingen sie die 
Rationalisierung und Konzentration 
auch in der Milcherzeugung. In der Lo-
gik des Bauernverbands kommt die 
Milch erst ins Spiel, wenn Molkereien 
und Handelsketten darüber verhan-
deln, nicht als Marktprodukt der Bäu-
erinnen und Bauern. Aus dieser Hal-
tung heraus ist die Position des Bauern-
verbands zu sehen, der die Molkereien 
gegenüber dem Handel stärken will, 
durch Wachstum und Konzentration. 
In der Rückwärtskalkulation bleibt für 
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Nebelschleier begannen langsam, 
den hellen Mond zu verdecken, 

als zu später Stunde, von einer Blaska-
pelle angeführt, 2.000 mit angeklebten 
Bärten und Kuhglocken ausgerüstete 
Bäuerinnen und Bauern Richtung 
Marktplatz der 7.000 Seelen Gemeinde 
Ruhstorf nahe Passau marschierten.
Während Gerd Sonnleitner, Präsident 
des Deutschen Bauernverbands (DBV) 
einige seiner Verbandsfunktionäre um 
sich scharte und sich auf seinem zwei 
km entfernten Bauernhof von Polizei-
beamten und einer Hundestaffel vor 
vermeintlichen Angriffen seiner Berufs-
kollegen schützen ließ, begleiteten viele 
Dorfbewohner das Bauerntreiben und 
lauschten den Versen des „Habermei-
sters“ Anton Prechtl. Mitten auf einer 
Kreuzung des kleinen Dorfs, von Fa-
ckeln in flackerndes Licht getaucht, auf 
einer großen Milchkanne stehend, bil-
dete der Possecker Demeterbauer den 
Mittelpunkt der großen Menschen-
traube. Mit seiner imposanten Statur, 
seinem langen grauen Mantel und dem 
traditionellen Tannenzweig in seiner 
großen Hutkrempe bot der Familienva-
ter aus dem oberen Frankenwald ein 
beeindruckendes Bild.

Bauernfrust
„Bauernverband / Du bist nima da Ver-
treter vo de Laid vom Land / Du duasd 
nur de Gentech-Industrie verstehn / 
Und die Bäuerliche Landwirtschaft ned 
verdrehdn“, verlas Prechtl die Anklage 
in Versform. „Drum pack jetzt zam 
und nim dein Huad / Denn ohne di 
geht’s genau so guad.“ In einem ohren-
betäubenden Spektakel aus Pfeifen, 
Tröten, Rasseln, Rufen und Glockenge-
läut stimmten die zum Teil in lange 
dunkle Gewänder gekleideten Bäue-
rinnen und Bauern dem „Gerichtsur-
teil“ mit einem lauten „Wohr is!“ zu. 
Nach dem Verlesen mehrerer derartiger 
Verse bewegte sich der Bauernzug, be-
gleitet von guten Geistern, in die große 
Festhalle, um dort, bei Speis und Trank, 
den engagierten Reden der Veranstalter 
zu folgen. Schnell wurde klar, dass es 
in erster Linie nicht um die Person 
Sonnleitners, sondern um die Politik 
des Deutschen Bauernverbands (DBV) 
ging. „Es geht nicht darum, einzelne 
Menschen zu bedrohen oder zu diffa-
mieren, sondern einen Systemfehler 
aufzudecken“, so  Edith Lirsch, Vorsit-
zende der Arbeitsgemeinschaft bäuer-
liche Landwirtschaft (AbL) Bayern. 
Dieser zeige sich unter anderem darin, 
dass „die Spitze des DBV, Gerd Sonn-
leitner, gleichzeitig Vorsitzender der 

Fördergemeinschaft nachhaltige Land-
wirtschaft – FNL – ist“, so die Bäuerin 
aus dem niederbayerischen Triftern. 
Nachdem sie mit Bayer Crop Science 
und Monsanto zwei Mitgliedskonzerne 
der FNL genannt hatte, ging die weitere 
Aufzählung der FNL-Unterstützer in 
empörten Pfiffen und Buh-Rufen der 
kritischen Bäuerinnen und Bauern un-
ter. Die Verstrickung des Bauernver-
bands mit der Industrie war auch für 
Sabine Holzmann, Milchbäuerin aus 
dem Bayerischen Salmanskirchen, ein 
Grund, „dem Bauernverband jegliche 
Kompetenz, sich für uns Milchbauern- 

ger Gruppe“, bestehend aus 100 Mit-
gliedern des Bayerischen Bauernver-
bands, die sich zur Aufgabe gemacht 
haben, den eigenen Verband zu verän-
dern. „Wir wollen den Bauernverband, 
aber nicht in der Form, wie er jetzt ist. 
Von unter her muss sich der Bauernver-
band erneuern. Von innen her muss er 
gesunden.“ Strohmeyer kritisierte auch 
die „fast schon kriminelle, vorsätzliche 
Falschinformation“ und „fehlende Be-
richterstattung“ in den landwirtschaft-
lichen Wochenblättern durch den Deut-
schen Bauernverband. Als Schlussred-
ner übernahm Erwin Schneiderbauer, 

Angst des Bayerischen Bauernverbands, 
die verärgerten Bäuerinnen und Bauern 
wollten nur „ihren persönlichen Hass 
ausleben“, sprach der leitende Polizei-
beamte am Ende des Geschehens von 
einer „vorbildlichen Demonstration 
ohne Zwischenfälle“. Als „friedlich 
und pfiffig“ kommentierte die Süddeut-
sche Zeitung die Kundgebung.  

mh

„Wohr is!“
Bäuerinnen und Bauern wehren sich mit dem Haberfeldtreiben gegen die verfehlte Politik des Bauernverbands

Lustig ging’s zu beim Haberfeldtreiben. Doch sollte man die Entschlossenheit der Bäuerinnen und Bauern nicht unterschätzen. Foto: Herzog

und bäuerinnen einzusetzen, klar ab zu 
sprechen“. Dass dies nicht nur die Mei-
nung der Milcherzeugerinnen und -er-
zeuger ist, verdeutlichte Georg Janssen. 
Der AbL-Bundesgeschäftsführer über-
brachte solidarische Grüße aus dem 
Wendland, von Bäuerinnen und Bau-
ern, die sich dort gegen die vom Bau-
ernverband unterstützte Einführung 
der Gentechnik in der Landwirtschaft, 
widersetzen.

Aufstand in den eigenen Reihen
Großen Beifall erhielt auch Ludwig 
Strohmeyer aus Priem. Der Milchbauer 
vom Chiemsee vertrat die „Irschenber-

Landkreisvorsitzender des Bundesver-
bands deutscher Milchviehhalter 
(BDM) aus dem niederbayerischen 
Rottal-Inn das Mikrofon und spielte 
die Anschuldigungen gegen Veranstal-
ter und Teilnehmer zurück. Hinterhäl-
tig und gemein sei es, wenn man ein 
Haberfeldtreiben veranstalte, habe man 
zu ihnen gesagt. „Wenn´s so is, Sonn-
leitner, dann passt´s genau zu dir!“, so 
der Milcherzeuger. Die überfüllte Halle 
reagierte mit herzhaftem Gelächter.

Kreativer Protest
Entgegen der im Vorfeld der Veranstal-
tung geäußerten Bedenken und der 

Da unterschiedliche Versionen zum 
Ursprung des „Haberfeldtreibens“ 
 existieren, bleibt der genaue geschicht-
liche Hintergrund im Dunkeln. Wahr-
scheinlich ist jedoch, dass dieses „Rüge-
gericht“ des kleinen Volkes dazu diente, 
Einwohner oder politische Figuren wie 
Pfarrherren und Großgrundbesitzer, 
denen eine Schuld zur Last gelegt 
wurde, zur Vernunft zu bringen.
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�
Hallo Heiner,

Ein enttäuschter Bauer 
aus Wiegersen in Nieder-

sachsen hat in einem 
öffentlichen Brief seinen 

„Einnahmeverlust von 
Milchgeld (...) durch den 
Bundesratsbeschluss vom 
07. November“ dem nie-
dersächsischen Landwirt-

schaftsminister Heiner 
Ehlen in Rechnung 

gestellt. Entstanden sei 
ein Schaden in Höhe von 

insgesamt 89.777,77 
Euro. Der Beschluss, „an 

dem Du maßgeblich mit-
gewirkt hast“, ist ein 

Wortbruch gewesen. „Es 
kann also nur sein, dass 

Ihr unter erheblichem 
Einfluss der Molkerei-
wirtschaft und deren 

‚Sprachrohr‘ DBV steht.“ 
Diese beiden Verbände 

und die Molkereien 
haben Interesse an einem 
niedrigen Milchpreis, kri-

tisiert Bauer Joachim 
Prigge. „Wie kann man 
als Politiker gegen eine 
Sache stimmen, die von 

95 % der Milchbauern 
gewollt ist (BDM 

Umfrage)?“, fragt Prigge 
den Minister. mh

�

Nach dem Bundesrat: „Jetzt erst recht!“
Nach der katastrophalen Entscheidung des Bundesrats wächst der Unmut

Jetzt ist es beschlossene Sache. Die Mehr-
heit der Ministerpräsidenten hat am 7. 

November auf Vorschlag der Länderagrar-
minister die im Milchgipfel angekündigten 
Maßnahmen zur Anpassung der Milch-
menge Richtung Marktbedarf abgelehnt. 
Eine Angleichung des Umrechnungsfaktors 
von Litern in Kilogramm an europäische 
Verhältnisse und die Abschaffung der 
Molkerei- und Bundessaldierung sind so-
mit verhindert worden. 
Nach der Beschlussvorlage der Agrarmini-
ster vom 20. Oktober kam die Entschei-
dung nicht mehr überraschend. Viele 
Milchbäuerinnen und -bauern bewerten 
die Auswirkungen auf ihre Betriebe aber 
als katastrophal, weil damit der Preisver-
fall beschleunigt werde. „Unseren Kindern 
und uns wird die Lebensgrundlage entzo-
gen und die Weiterführung unserer Be-
triebe unmöglich gemacht“, sagt  Sabine 
Holzmann, Milchbäuerin aus Bayern. Zu-
sammen mit ihrem Mann bewirtschaftet 
sie einen Hof mit 50 Milchkühen in Sal-
mannskirchen bei Ampfing. Für ihre Milch 
bekommen Holzmanns zur Zeit 32 Cent 
pro kg. „Zur Deckung unserer Produkti-
onskosten fehlen uns 10 Cent pro kg 
Milch“, erklärt die Bäuerin, „bei einer 
Umrechnung auf eine Quote von 350.000 
kg Milch ist das ein Minus von 35.000 
Euro pro Jahr.“
Die Mutter dreier Kinder zeigt sich ver-
zweifelt: „Wenn der Preis so niedrig bleibt, 
ist es nächstes Frühjahr vorbei. Dann müs-
sen wir unseren Hof aufgeben.“ Eine Um-
stellung von reiner Milchviehhaltung auf 
einen anderen Produktionszweig ist für sie 
fast unmöglich. „Wir besitzen wenig Ei-
gengrund, und die Pachtpreise sind zu 
hoch“. 

Sterbende Höfe
Mit ihren Sorgen steht die Familie Holz-
mann nicht alleine. Nach Zahlen des Bun-
desministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz haben von 
1999 bis 2007 allein in Deutschland 34,9 
Prozent der Milcherzeuger ihre Produktion 
aufgegeben. Beschleunigt wird der Sterbe-
prozess vieler Höfe durch weiter fallende 
Milchpreise. Die Molkerei Nordmilch AG 
zahlte für Oktober 28 Cent pro kg Milch. 
In einer von vielen Seiten geforderten Stär-
kung des Exports zur Steigerung der 
Milchpreise erkennt das Unternehmen 
keine Lösung. „Auch der Export ist keine 
Alternative, um das Mehr an Milch ge-
winnbringend zu vermarkten“, so Nord-
milch. Laut Prognosen sollen in den kom-
menden Monaten deutschlandweit die 
Milchpreise weiter auf unter 25 Ct/kg fal-
len. 
Diese Fakten scheint auch der Minister-
präsident Bayerns, Horst Seehofer, zu ken-

nen. Er zeigte sich entrüstet über die Ent-
scheidung des Bundesrats. „Ich habe kei-
nerlei Verständnis dafür und die Milch-
bauern können sich darauf verlassen, dass 
die bayerische Staatsregierung voll an ihrer 
Seite steht und die Forderungen der Milch-
bauern in Brüssel und Berlin weiterhin 
sehr hartnäckig vertritt“, versprach er in 
der Passauer Neuen Presse. Das CSU-
Oberhaupt kritisierte andere Bundeslän-
der, mit ihrer Politik einen Kurs der Indus-
trialisierung in der Landwirtschaft anzu-
streben. „Ich möchte eine bäuerliche 
Landwirtschaft der Familienbetriebe und 
keine Industrialisierung der Landwirt-
schaft“, so der ehemalige Landwirtschafts-
minister. 

Seehofers Worte in Aigners Ohren
Ilse Aigner, neue Landwirtschaftsministe-
rin und Nachfolgerin von Horst Seehofer, 
zeigt sich ebenfalls enttäuscht über den 
Kurswechsel der Minister: „Ich hätte mir 
gewünscht, dass sie sich an die Vereinba-
rungen vom Milchgipfel halten. Die haben 

Entscheidungen im Bundesrat Rechnung 
getragen wird“, hießt es in dem Anschrei-
ben. Eigene Vorschläge zur Stabilisierung 
des Milchpreises fanden sich in dem Papier 
nicht.
Der Unmut auf dem Land über die Politik 
des Deutschen Bauernverbands ist groß. 
„Wer mengenbegrenzende Maßnahmen 
ablehnt und sich gegen eine bedarfsge-
rechte Erzeugung stellt, der will eine Über-
produktion und nimmt damit sinkende 
Erzeugerpreise in Kauf“, so die Landesvor-
sitzenden der AbL-Bayern Wolfgang König 
und Edith Lirsch. „Der Bauernverband 
trägt eine politische Mitverantwortung an 
den viel zu niedrigen Milchpreisen“, heißt 
es in ihrer Pressemitteilung. Dieser Mei-
nung sind Bäuerinnen und Bauern in ganz 
Deutschland. Mitte November verkünde-
ten 2.000 Bäuerinnen und Bauern aus Nie-
derbayern ihren Unmut über die Politik 
der Spitze des Deutschen Bauernverbands 
auf dem „Haberfeldtreiben“ in Ruhstorf 
(Seite 13). In Kiel demonstrierten zwei 
Tage später etwa 150 Milchbäuerinnen 

Bundesratsentscheidungen: Weit entfernt von der Realität der Milchbauern Foto: Campsum

bei dem Treffen ja alle mit am Tisch geses-
sen“, so Aigner gegenüber der Süddeut-
schen Zeitung. Das Thema Milch habe für 
sie „höchste Priorität“. 
Bestätigt sehen dürfte sich indessen der 
Deutsche Bauernverband (DBV) durch die 
Entscheidung der Ministerpräsidenten. In 
einem Brief an die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestags hatte er zuvor die Forde-
rungen nach Maßnahmen zur Milchmen-
genregulierung und Vermeidung von Über-
produktion des Bundesverbands Deutscher 
Milcherzeuger (BDM) bewertet und zur 
Ablehnung aufgerufen. Er „geht davon 
aus, dass dem auch bei den anstehenden 

und -bauern gegen die Beschlüsse des Bun-
desrats, mit denen, so ist es dem online 
Forum agrarheute zu entnehmen, „den 
Forderungen des Deutschen Bauernver-
bands Rechnung getragen wurde.“ 
Trotz der scheinbar aussichtslosen Lage 
auf manchen Höfen, scheinen die Milch-
bäuerinnen und -bauern nach der folgen-
schweren Bundesratsentscheidung jedoch 
nicht den Mut zu verlieren. „Jetzt erst 
recht!“, sagt Sabine Holzmann trotzig.

mh
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�
Mac Linda
Der Linda-Freundeskreis 
wirft dem Bundessorten-
amt vor, die Neuzulassung 
der Kartoffelsorte zu ver-
zögern. Auch im nächsten 
Jahr will es Linda prüfen, 
da in diesem Jahr am Ver-
suchsstandort in Magde-
burg zu viele kranke Pflan-
zen aufwuchsen, um eine 
Beurteilung vorzunehmen. 
„Linda soll in Vergessen-
heit geraten“, so Georg 
Janßen, AbL-Bundesge-
schäftsführer. Der Linda-
Freundeskreis wird weiter 
dagegen halten und die 
nach wie vor vorhandene 
Nachfrage auch über Kar-
toffeln aus Schottland 
bedienen können. pm

�

Schnee von gestern – wann werden ver-
gangene Nachbautätigkeiten von Bau-

ern und Bäuerinnen dazu, so dass die 
Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH 
(STV) keine Handhabe mehr hat, um noch 
Auskünfte und Gebühren einzufordern? In 
den Anfängen der Nachbaugebührenerhe-
bung galt noch das alte Verjährungsrecht, 
wonach die STV 30 Jahre lang die Mög-
lichkeit gehabt hätte, Ansprüche an Bau-
ern und Bäuerinnen geltend zu machen. 
Das ist nun anders, seit 2002 gilt eine Ver-
jährungsfrist von 3 Jahren. Die Frage, die 
Gerichte beschäftigt, ist, ab wann und bei 
welchem Tatbestand liegt die „grobe Fahr-
lässigkeit“ vor, die „nötig“ ist, um die 
Verjährungsfrist in Gang zu setzen. Das 
Landgericht Braunschweig hatte dazu ge-
urteilt, dass mit dem Moment, mit dem die 
STV über Anhaltspunkte darüber verfügt, 
dass ein Bauer oder eine Bäuerin Nachbau 
betrieben hat, eine Frist von einem Jahr 
einsetzt, in der sie sich rühren sollte. Tut 
sie das nicht, beginnt nach dem Jahr die 
Verjährungsfrist von drei Jahren. Das 
Landgericht Braunschweig erkannte eine 
allgemeine Bedeutung der Angelegenheit 
an – diverse weitere Verfahren geben den 
Richtern da auch Recht – und ließ die Be-
rufung zu. Nun hat das Oberlandesgericht 
Braunschweig die Sachlage als solche ge-
nauso beurteilt und ließ es sich nicht neh-
men, der STV mitzugeben, dass „ein ekla-
tantes Organisationsverschulden der Ver-
antwortlichen in ihrem Hause vorliegt.“ 
Deshalb habe man kein Verständnis für 
die langen Reaktionszeiten der STV. 
Allerdings fällte das OLG den Beschluss, 
der STV nahe zu legen, die Klage zurück-
zuziehen. Die STV hat dies natürlich be-
reitwillig getan, da sie in dem konkreten 

Fall sonst verloren hätte. Daran wiegt 
schwer, dass das Gericht mit seinem Vor-
gehen, einen Beschluss und kein Urteil zu 
fällen und der STV damit die Möglichkeit 
zu geben, das Ganze zu beenden, eine 
höchstrichterliche Entscheidung vereitelt. 
Eine Berufungsverhandlung und damit 
eine endgültige Klärung vor dem Bundes-
gerichtshof oder dem Europäischen Ge-
richtshof, wie sie eigentlich im Sinne aller 
Beteiligten sein müsste, ist damit unmög-
lich geworden. 

Weniger Berufungen
Fast scheint es, als könne man einen Trend 
beobachten, in Nachbauangelegenheiten 
so zu verfahren und damit höchstrichter-
liche Entscheidungen, die einerseits end-
gültige Klarheit bringen, andererseits in 
der Vergangenheit häufiger schon überra-
schend nicht im Sinne der unteren In-
stanzen ausfielen, zu unterbinden. Jeden-
falls hat auch das Oberlandesgericht in 
Zweibrücken ebenfalls in Sachen Verjäh-
rung nur einen Beschluss gefasst und die 
Berufung ausdrücklich nicht zugelassen. 
Das Thema habe keine allgemeine Rele-
vanz, so die Begründung. Dabei spricht 
allein schon der Umstand, dass Zweibrü-
cken zu einer ganz gegensätzlichen Beur-
teilung der Sachlage kommt als Braun-
schweig, gegen diese Begründung. Das 
Pfälzer OLG sieht nämlich den, in diesem 
dortigen Fall vorgebrachten Anhaltspunkt 
– eine Nachbauerklärung aus der Vergan-
genheit – als nicht ausreichend an, um als 
„grobe Fahrlässigkeit“ so einen Prozess 
der Verjährung in Gang zu setzen, wie ihn 
das OLG Braunschweig beschreibt. Dort 
war der Anhaltspunkt eine Mitteilung des 
Aufbereiters von Nachbausaatgut gewe-

sen. Das OLG Zweibrücken differenziert 
also zwischen den Anhaltspunkten und 
gibt ihnen unterschiedliche Qualitäten. 
Dazu haben weder BGH noch EuGH, die 
schließlich die „Erfinder“ jener Anhalts-
punkte sind (im Sinne von: ein simples 
Anschreiben der STV reicht nicht, um de-
ren Auskunftsansprüche durchsetzbar zu 
machen, sie muss konkrete Anhaltspunkte 
vorlegen), bei ihrer Erfindung etwas ge-
sagt. Es ging ihnen um eine individuelle 
Konkretisierung des jeweiligen Auskunfts-
ersuchens. 

Verjährung ohne Entscheidung
Oberlandesgerichte verweigern der Frage der Verjährung von Nachbauansprüchen die höchstrichterliche Klärung

Die großen Pflanzenzüchter und die 
Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH 

(STV) suchen händeringend nach alterna-
tiven Möglichkeiten, um an die Nachbau-
gebühren heranzukommen. Da liegt es 
nahe, den Versuch zu unternehmen, sich 
über Organisationen einen Zugang zu 
Nachbauinformationen zu verschaffen, die 
das Vertrauen der Bauern und Bäuerinnen 
genießen. Wahrscheinlich ist die Ge-
schichte eines Landberatungsrings, der von 
STV und Züchtern zum Gespräch gebeten 
wurde, kein Einzelfall. Zunächst wollten 
sie dort um Verständnis für ihre Situation 
werben. Und schließlich rückten sie mit 
des Pudels Kern heraus: Ob denn die Land-
beratung nicht treuhänderisch das Ausfül-
len der Auskunftsformulare in Sachen 

Nachbaugebühren für die Bauern und 
Bäuerinnen übernehmen könnte. Man 
könne sich da auch die Ausschüttung einer 
Prämie an die Landberatung vorstellen. 
Der angesprochene Berater reagierte ver-
halten, auch ob des – seiner Einschätzung 
nach – immensen Scherbenhaufens, der 
das bisherige Vorgehen der STV bei den 
Bauern und Bäuerinnen produziert habe, 
versprach aber, das Ansinnen in seinem 
ehrenamtlichen Vorstand vorzutragen. 
Damit erreicht es dann die Bauern und 
Bäuerinnen, die in solchen Gremien sitzen. 
Sie müssen sehr aufpassen, welche Ent-
scheidungen sie im Sinne ihrer Mitglieder 
treffen. Die Empfehlung kann nur lauten: 
Lasst Euch nicht instrumentalisieren! 

cs

Nicht instrumentalisieren lassen!
STV und Züchter suchen nach neuen Möglichkeiten des Gebühreneinzugs

Schon allein um diesen Aspekt zu klären, 
wäre es gut gewesen, das OLG Zweibrü-
cken hätte den Weg nach oben offen ge-
halten. Natürlich ist es von allgemeiner 
Bedeutung, ob in der Frage der Verjährung 
eine Nachbauerklärung weniger wert ist 
als eine Z-Saatgutkaufquittung oder eine 
Aufbereitermeldung. Natürlich muss sich 
eine höchste Instanz die Frage stellen, ob 
so eine Differenzierung nicht zu einer Flut 
von immer gleichen Prozessen lediglich mit 
unterschiedlichen Anhaltspunkten führt 
und ob das gewollt sein kann. Und schließ-
lich und endlich ist es natürlich von allge-
meiner Bedeutung, wie mit den Begrifflich-
keiten der groben Fahrlässigkeit und dem 
neuen Verjährungsrecht in Sachen Nach-
bau abschließend umgegangen wird, allein 
weil weitere Gerichtsverfahren in der Pipe-
line stecken. Braunschweig wie auch Zwei-
brücken haben die Chance vertan, weitere 
wichtige Aspekte in der Nachbauauseinan-
dersetzung endgültig juristisch klären zu 
lassen. 

cs

Verjährung: der gerichtliche Weg nach ganz oben bleibt versperrt
 Foto: tyskistockholm/pixelio
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�
Acker-Kunst

Über den Maler und 
Aktionskünstler Dario 

Gambarin, der in der ita-
lienischen Po-Ebene Bil-
der in den Boden seines 

väterlichen Hofes pflügt, 
berichtet jüngst die Süd-

deutsche Zeitung. Mit 
alten Fiat-Traktoren, hin-

ter die er verschiedene 
Pflüge hängt, reißt er 

überdimensionale Mas-
kenbilder in die frucht-

bare Erde, die man dann 
vom Flugzeug aus 

bewundern kann und die 
den Menschen „ein 

Gefühl für die Schönheit 
und den Wert der Erde“ 

geben sollen. en

�

Folgt man der offiziellen Statistik des 
statistischen Bundesamts, dann werden 

51 Prozent aller landwirtschaftlichen Be-
triebe in Deutschland im Nebenerwerb 
bewirtschaftet. Erfasst wird hier allerdings 
nur, wer seinen Betrieb offiziell angemel-
det hat. Die Zahl der tatsächlich im Ne-
benerwerb bewirtschafteten Höfe dürfte 
schätzungsweise bei ca. 80 Prozent  liegen. 
Ein ganz anderes Bild zeichnet sich freilich 
bei der bewirtschafteten Fläche. Hier dreht 
sich das Verhältnis um. Offiziell werden 
16 Prozent der Fläche im Nebenerwerb 
bewirtschaftet. Ein ganz ähnliches Bild 
zeichnet sich im weltweiten Vergleich. Die 
Landwirtschaft spielt zwar in vielen Regi-
onen der Erde eine zentrale Rolle bei der 
Nahrungsmittelversorgung. Allerdings ist 
sie fast nie das, was man in Deutschland 
unter Vollerwerb verstehen würde. Viel-
mehr leistet sie einen unterschiedlich 
großen Beitrag zum Lebensunterhalt.
In der europäischen Wachtumslandwirt-
schaft hat der Nebenerwerbsbetrieb schon 
lange keine Daseinsberechtigung mehr. Zu 

Traditionsbewusst, vielfältig, belebend – oft unterschätzt:
Landwirtschaft im Nebenerwerb übernimmt viele gesellschaftsrelevante Aufgaben

Maschinen angeschafft, die der Betrieb 
aufgrund der individuellen Zeitabläufe 
selbst vorhalten muss. Viele Maschinen: 
Pflug, Sämaschine usw. werden gemein-
schaftlich angeschafft und stehen dann zur 
besseren Auslastung mehreren Betrieben 
zur Verfügung. Bei teuren Maschinen wie 
Mähdreschern oder Pressen wird dagegen 
auf Lohnunternehmen zurückgegriffen.
„Nebenerwerbsbetriebe sind nur eine Sta-
tion auf dem Weg vom Vollerwerb zum 
Ausstieg.“
Auf den ersten Blick erscheint dies eine 
durchaus logische Entwicklung. Der Bauer 
geht in Rente. Der Hofnachfolger betreibt 
den Hof zu Liebe der Eltern vorerst weiter. 
Investitionen werden nicht mehr getätigt. 
Ein Ende ist absehbar. In Zeiten perma-
nenten Flächenhungers und steigender 
Pachtpreise ist leicht zu verstehen, dass 
Vollerwerbsbetriebe, aufgrund ihrer wirt-
schaftlichen Abhängigkeit die Flächen der 
Nebenerwerbsbetriebe gern übernehmen 
würden. Aber auch hier zeigen die Umfra-
gen und  Statistiken, dass die Betriebe nicht 
aus sentimentalen Gründen fortgeführt 
werden. Oftmals ist es vielmehr eine Ent-
scheidung, der eine fundierte und realis-
tische Einschätzung der eigenen Lebens-
umstände und Lebensplanung zu Grunde 
liegt.
Darüber hinaus hatte die Landwirtschaft 
in verschiedenen Regionen Deutschlands 
von jeher die Funktion, einen Anteil zum 
Unterhalt bei zu steuern, ohne dass jemals 
die Chance bestanden hätte, das gesamte 
Familieneinkommen im Stall und auf dem 
Feld erwirtschaften zu können. 

Freude an der Landwirtschaft
Nebenerwerbslandwirtschaft ist also kein 
neues Phänomen. Die Motivation, einen 
landwirtschaftlichen Betrieb im Nebener-
werb zu führen, sind vielschichtig. So steht 
einer Untersuchung von Prof. Dr. Reiner 
Doluschitz von der Universität  Hohen-
heim zufolge die Freude an der Landwirt-
schaft an erster Stelle. Daneben sind der 
Ausgleich zur außerlandwirtschaftlichen 
Tätigkeit und die Selbstständigkeit wich-
tige Triebfedern. Auch die Tradition und 
der Erhalt des Betriebs werden häufig ge-
nannt. Erst an siebter Stelle stehen mit der 
Absicherung des Einkommens und dem 
Zuverdienst finanzielle Gründe. Gerade 
diese besondere Motivationslage dürfte für 
die besondere Bedeutung der Nebener-
werbslandwirtschaft für die ländliche Ent-
wicklung verantwortlich sein. Der länd-
liche Raum profitiert gleich mehrfach. Die 
Nebenerwerbsbetriebe schaffen bzw. er-
halten Arbeitsplätze auf den Dörfern. Die 
von den Betrieben ausgehende Nachfrage 
schafft die Grundlage für dezentrale 
Dienstleistungen im vor- und nachgelager-

ten Bereich. Insgesamt gewinnt der länd-
liche Raum an Infrastruktur und damit 
zusätzlicher Lebensqualität.

Finanziell benachteiligt
Die Rahmenbedingungen für Nebener-
werbsbetriebe machen vielen Betrieben zu 
schaffen. Eine Förderung erfahren sie mit 
ihren Leistungen für den ländlichen Raum 
allenfalls zufällig, in Form von Extensivie-
rungsprogrammen. Durch Sockelbeträge 
und Mindestinvestitionssummen fallen 
viele Investitionen aus dem Förderschema. 
Ebenso haben Nebenerwerbsbetriebe oft 
Probleme mit dem Baurecht. Aufgrund der 
Einkommenskombination weigern sich 
Behörden oftmals, eine Priviligierung an-
zuerkennen. Die schlechte Stellung der 
Nebenerwerbsbetriebe trotz deren großer 
Zahl überrascht. Viele andere Interessens-
gruppen, beispielsweise die rheinischen 
Tabakbauern,  sind wesentlich erfolg-
reicher, wenn es um die Vertretung ihrer 
Interessen geht. Aus Sicht der Nebener-
werbsbetriebe besteht, die Lobbyarbeit 
betreffend, Verbesserungsbedarf. 

Produktion versus Kultur
Prof. Heissenhuber von der Technischen 
Universität Weihenstephan unterscheidet 
die produktorientierte Landwirtschaft, de-
ren Einkommen einzig über die Markter-
löse erzielt wird, „Farming“ genannt, von 
der multifunktionalen Variante, deren Ein-
kommen aus Nahrungsproduktion, Ener-
gieproduktion, Dienstleistungen, öffent-
lichen Gütern (z. B. Landschaftsbild, Kli-
maschutz etc.) besteht. Er bezeichnet diese 
Variante im Unterschied zum „Farming“ 
als „Agriculture“. Sie erweitert die reine 
Produktion um kulturelle und damit ge-
sellschaftsrelevante Aspekte. Diese beste-
hen insbesondere im Erhalt einer vielfäl-
tigen und kleinräumigen Landschaftsstruk-
tur. Vor allem in Grenzertragsregionen 
kommt Nebenerwerbsbetrieben eine im-
mer wichtigere Bedeutung im Bezug auf 
den Erhalt einer vielfältigen, flächen-
deckenden Landbewirtschaftung zu.
Für den Einzelnen birgt diese Form der 
Einkommenskombination ein gänzlich 
neues Arbeitskonzept. Arbeit wird dabei 
nicht mehr streng von Freizeit getrennt. 
Die Grenzen verschwimmen vielmehr. Die 
Arbeit als Beitrag zur Einkommenssiche-
rung erfährt eine Aufwertung. Sie wird, da 
selbst bestimmt, vom notwendigen Muss 
zum Teil des eigenen Selbst. Eigentlich ein 
Ziel von allen Bäuerinnen und Bauern.

mn

diesem Schluss kommen jedenfalls die ein-
schlägigen Befürworter einer Wachsen-
oder-Weichen-Philosophie.

Alte Vorurteile
Nur zwei von einer ganzen Liste von Vor-
urteilen gegenüber Nebenerwerbsbetrieben 
seien hier angeführt: „Nicht wirtschaft-
lich!“, „Nicht zukunftsfähig!“. Dass beide 
Thesen nicht haltbar sind stellten die Re-
ferenten auf einer Tagung des Agrarbünd-
nis unter dem Titel:  Einkommenskombi-
nation als Chance für den ländlichen 
Raum – die Bedeutung  des Nebenerwerbs, 
dar.
Trotz der geringen Größe produzieren Ne-
benerwerbsbetriebe wirtschaftlich. Das 
hängt vor allem mit einem sehr rationalen 
Verhalten beim Kauf von Maschinen zu-
sammen. In der Regel werden vor allem 

Landwirtschaft im Nebenerwerb: von ziemlich klein bis ganz schön groß
 Foto: Eisenberg
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Tagesschau verklärt Gentechnik
„Die Tagesschau erklärt die Welt“ – so der Titel eines „Wissensbuches“ 
im Rowohlt-Verlag. Zumindest die Erklärung des Begriffs „Gentechnik“ 
ist mehr als fragwürdig: Gentechnik, so heißt es da verharmlosend, 
„kennen wir seit Tausenden von Jahren“ – gemeint sind die normalen 
Kreuzungen von Pflanzen und Tieren. Als beschönigende (und realitäts-
fremde) Beispiele für die „Genmodifizierung“ werden genannt: besser 
haltbare Äpfel, stärkehaltigerer Weizen, intensivere Fotosynthese, pro-
tein- und vitaminhaltigere Pflanzen, Hungerbekämpfung, Ersatz von 
Pestiziden durch Gentechnik. Kein Wort davon, dass die Gentechnik-
Konzerne sich weit überwiegend mit der Anpassung von patentierten 
Kulturpflanzen an die patentierten Pestizide von Monsanto & Co 
beschäftigen. Immerhin wird auch noch auf die „noch unbekannten 
Risiken“ hingewiesen, zumindest auf einige davon: Auskreuzung durch 
Pollen auf Wild- und Kulturpflanzen, Übergang gentechnisch verän-
derter Gene in die Nahrungskette, Allergieschocks. „Die Tagesschau 
erklärt die Welt“? Eine Überarbeitung steht dringend an! en

Bauernverband für Gentechforschung
Nachdem in Sachsen-Anhalt die Landesregierung aufgrund von Fir-
menpleiten und wenig versprechenden Forschungsergebnissen 
bereits die Finanzierung der Biotechnologie erheblich zurückge-
fahren hat, entpuppen sich auch die Fördermillionen in Mecklen-
burg-Vorpommern als schlecht angelegt. Dem mit rund 12 Mio. Euro 
Steuergeldern hochgepushten Agrobiotechnikum in Groß Lüsewitz 
kommt der Betreiber abhanden. Die Firma BioConValley hatte es nur 
vermocht, rund die Hälfte des Komplexes aus Laboren, Gewächshäu-
sern und 260 Hektar Ackerlandes an Biotechunternehmen zu vermie-
ten. Die Grünen in Mecklenburg-Vorpommern haben nun vorge-
schlagen, aus dem Agrobiotechnikum eine Forschungseinrichtung für 
den ökologischen Landbau zu machen. Dagegen wehrt sich der Bau-
ernverband des Landes. Sein Vizepräsident Marco Gemballa „fordert 
weiterhin Forschungen zur grünen Gentechnik im Agrobiotechnikum 
Groß Lüsewitz bei Rostock. Auch nach einem Betreiberwechsel dürfe 
es keine Änderung der fachlichen Ausrichtung geben.“ cs

Comeback konventionellen Sojas
Ein regelrechtes Comeback erleben konventionelle Sojasorten gerade 
in den USA. So formuliert es jedenfalls der Agrar-Wissenschaftler Gro-
ver Shannon der Universitiy of Missouri, der sich in der Vergangenheit 
mit der züchterischen Weiterentwicklung konventioneller Sojasorten 
beschäftigt hat. Aufgrund der gestiegenen Preise für Pflanzenschutz-
mittel und im speziellen für Round up, die sich im vergangenen Jahr 
fast verdreifacht haben, sei es für viele Farmer mindestens ebenso 
attraktiv, konventionelles Soja anzubauen wie Round up Ready Soja. 
Hinzu kommt, dass aufgrund einer gestiegenen Nachfrage aus Europa 
nach gentechnikfreiem Soja mittlerweile einige Getreidehändler einen 
Preisaufschlag für konventionelles Soja zahlen. Verbunden mit der 
Tatsache, dass aufgrund einer zunehmenden Round up-Toleranz ver-
schiedenster Unkräuter die Erträge beim Gensojaanbau kaum noch 
über dem des konventionellen Anbau liegen, ist das Round up Ready-
System – wenigstens derzeit – nur wenig attraktiv. cs

Genmais beeinträchtigt Mäusefruchtbarkeit
Eine Langzeitstudie der Universität Wien zur Verfütterung von Gen-
mais sorgt für Furore. Die Wissenschaftler hatten festgestellt, dass 
die Folge der Fütterung von Mäuseweibchen mit den beiden in Eur-
opa als Viehfutter zugelassenen gentechnisch veränderten Maissor-
ten NK603 und MON810 eine Verminderung der Fruchtbarkeit wie 
auch kleinere Würfe sind. Beim dritten und vierten Wurf der auf 20 
Monate angelegten Studie hoben sich die mit Genmais gefütterten 
Mäuse signifikant von der mit konventionellem Mais versorgten 
Kontrollgruppe ab. Die Wissenschaftler wiesen zwar ausdrücklich 
darauf hin, dass dies keine Rückschlüsse für den Menschen zulasse, 
sie sprachen sich aber deutlich für weitere Studien aus. Die Wiener 
Untersuchung ist die erste Langzeitstudie, die bislang zur Gentech-
fütterung durchgeführt wurde. Umweltschutzorganisationen for-
derten ein Verbot des besagten Maises und eine Veränderung der 
Zulassungspraxis. Die EU-Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
hatte den Gen-Mais bei seiner Zulassung als unbedenklich bewer-
tet. Dabei bewieß bereits eine damalige Fütterungsstudie von 
Monsanto mit NK603xMON810 gesundheitliche Beeinträchtigungen 
der Versuchstiere auf. cs

Im Auftrag von 29 Unternehmen aus der 
Lebensmittelbranche hat die Arebeitsge-

meinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL) bei Saatgutunternehmen die Verfüg-
barkeit von GVO-freiem Saatgut nachge-
fragt. Hintergrund ist, dass es für einzelne 
Landwirte immer wieder schwierig ist, ein 
Untersuchungstestat über die eingesetzte 
Saatgutcharge zu bekommen. Die Saatgut-
unternehmen wurden gefragt, welche Kul-
turen bzw. Sorten sie als gentechnisch ver-
ändert und welche als garantiert gentech-
nikfrei anbieten und ob und welche Bestä-
tigungen, Erklärungen bzw. Untersu-
chungstestate sie den Bäuerinnen und 
Bauern anbieten können, die die Gentech-
nikfreiheit darlegen. Eine weitere Frage 
war, ob sie an GVO-Forschung beteiligt 
sind bzw. die Anwendung von Gentechnik 
derzeit sowie in Zukunft ausschließen. Es 
gab einzelne Rückmeldungen von den 
Saatgutunternehmen, die auf die Fragen 
mehr oder weniger eingegangen sind. (Eine 
inhaltliche Auswertung wird die Bauern-

„Unzulässiges Nachfragekartell“
Unerwartete Hindernisse bei der Suche nach gentechnikfreiem Saatgut

stimme in einer der folgenden Ausgaben 
vornehmen). Ende Oktober kam dann ein 
Schreiben des Bundesverbands Deutscher 
Pflanzenzüchter (BDP). Darin schreibt Dr. 
Ferdinand Schmitz, Geschäftsführer des 
BDP: „Wir möchten Sie darauf aufmerk-
sam machen, dass es sich bei Ihrer Anfrage 
um ein nach Kartellgesetz unzulässiges 
Nachfragekartell handelt. Sicher haben Sie 
Verständnis dafür, dass unsere Mitglieds-
unternehmen auf Ihre Anfrage nur im 
Rahmen des kartellrechtlich zulässigen 
werden antworten können. Angebote und 
wettbewerbsrelevante Erklärungen werden 
unsere Mitglieder wie bisher nur individu-
ell gegenüber Ihren Kunden abgeben.“ – 
Wie gut, dass einige Saatgutunternehmen 
vor diesem Schreiben geantwortet haben… 
Bleibt zu hoffen, dass die BDP-Mitglieds-
unternehmen tatsächlich gegenüber den 
Bauern und Bäuerinnen ein gentechnik-
freies Untersuchungstestat abgeben! 

Annemarie Volling, Koordination Gen-
technikfreie Regionen in Deutschland 

Die jahrelange Verwendung des Herbi-
zids Glyphosat führt dazu, dass die 

Pflanzen bestimmte Spurenelemente im 
Boden nicht mehr nutzen können, vor 
allem Mangan, Eisen, Zink und Bor. Ho-
henheimer Agrarwissenschaftler (Römheld 
u.a.) beschrieben bereits 2006 folgende 
Abläufe in der Rhizosphäre (Wurzelumge-
bung): Das organische Molekül Glyphosat 
wandert von den Blättern rasch bis in die 
Wurzel der Zielpflanzen und wird da in 
die Rhizosphäre abgegeben. Dort kann es 
offenbar lange genug stabilisiert werden, 
um Nicht-Zielpflanzen (also die Kultur-
pflanzen) negativ zu beeinflussen. Bei sol-
chen Nebeneffekten handelt es sich z. B. 

um eine gehemmte Aneignung von Mikro-
nährstoffen (Zeitschrift für Pflanzenkrank-
heiten und Pflanzenschutz, Sonderheft XX, 
963 ff). Glyphosat hält also als „Komplex-
bildner“ die Spurenelement-Ionen als Gly-
phosat-Metall-Komplexe im Boden fest 
und verhindert deren Transport über die 
Wurzeln in den Spross. Durch diese Fest-
legung verarmen die Böden. Laut FAZ 
sind infolge der Roundup-Daueranwen-
dung in den Gentechnik-Soja-Kulturen 
bereits massive Ernteeinbußen in Brasilien 
und in den USA eingetreten, Israel schreibt 
bereits längere Anwendungspausen vor.

en

Manganmangel durch Glyphosat
Bodenschädigung beim Einsatz des Herbizids nicht ausgeschlossen

Chemische Stoppelbearbeitung, schlecht für den Boden. Foto: Amazone-Werke
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Wenn man von Fulda aus nach Os-
ten fährt, könnte man in Mah-

lerts vorbei kommen. Der kleine Weiler 
liegt geschützt in einem Tal nur wenige 
Kilometer von der ehemals innerdeut-
schen Grenze entfernt. Bis 1989 hat die 
undurchdringliche Grenze einzig eine 
Orientierung Richtung Rhein-Main-
Gebiet zugelassen und geprägt.

Zwischen Rhön und Frankfurt
Vielfalt, Direktvermarktung und viel Engagement. Zu Besuch auf dem Rhönhof Henkel

die Landwirtschaft erkannt. So war er 
1989 Gründungsmitglied des Frankfur-
ter Marktvereins e.V.. Viele weitere 
ehrenamtliche Tätigkeiten rund um die 
Direktvermarktung sollten im Laufe 
der Jahre folgen. 
Während es heute oftmals schwierig ist, 
einen Marktstand auf einem bestehen-
den Bauernmarkt zu bekommen, mus-

ihre Produkte im Einzelhandel anzu-
bieten, ohne in der Anonymität zu 
versinken. Seitdem ein REWE-Kauf-
mann den Mut hatte, die neue Ver-
marktungsidee auszuprobieren, wer-
den hessenweit in 40 Märkten Land-
marktprodukte unter dem Namen der 
sie produzierenden Bauern angebo-
ten.

kannten zum Einkaufen geschickt hat.
Damit der Hof auch in der nächsten 
Generation weitergeführt werden kann, 
hat Oswald Henkel versucht, den Be-
trieb auf verschiedene Standbeine zu 
stellen. Neben der Milchviehhaltung 
werden Rinder und Schweine für die 
Fleischvermarktung gemästet. Die 
Pläne für eine eigene Hofkäserei liegen 
bereits seit zehn Jahren in der Schub-
lade. Schon einmal wurde die eigene 
Milch in einer nahe gelegenen Gemei-
schaftskäserei zu Rohmilchkäse verar-
beitet. Die Hygienebestimmungen für 
den Transport der Frischmilch beende-
ten dieses Projekt 1999, nach acht Jah-
ren.
Ein einseitiges Wachstum, eine Spezia-
lisierung, ist für Oswald Henkel keine 
Perspektive. Der vor gut elf Jahren neu 
gebaute Boxenlaufstall ist für maximal 
50 Kühe ausgelegt. Eine Erweiterung 
ist nicht geplant. „Wenn das nicht 
reicht, dann stimmt etwas mit dem Sy-
stem nicht“, fasst Oswald Henkel seine 
Position zusammen. Trotzdem ist der 
Betrieb, seit er mit 37 ha vom Vater 
übergeben wurde, auf inzwischen 80 ha 
gewachsen.

Drei Hofnachfolger
Wie es in Zukunft weiter geht? Die 
Wochenmärkte haben nach der Ein-
schätzung von Oswald Henkel ihren 
Höhepunkt erreicht. Als weiteres 
Standbein gibt es parallel zum Markt-
stand deshalb seit längerem einen Im-
biss mit Bratwürsten von den eigenen 
Altkühen. Die Hofnachfolge bei Hen-
kels ist gesichert, wenn auch nicht ge-
klärt. Eigentlich würden alle drei Söhne 
den Betrieb übernehmen wollen. Zwei 
haben ihre landwirtschaftliche Lehre 
bereits abgeschlossen und peilen  den 
Abschluss zum staatlich geprüften 
Landwirt an, der Dritte macht derzeit 
eine Ausbildung zum Landmaschinen-
mechaniker. Keine leichte Situation. 
Gemeinsam mit seiner Frau sucht Os-
wald Henkel schon mal nach einem 
Weg, um den Söhnen Platz zu machen. 
Vielleicht doch die Käserei oder nur 
noch Markt...?
Einmal im Jahr ist für vier Tage Aus-
zeit. Auf der Wallfahrt das Handy, den 
Hof  und den Alltag hinter sich lassen. 
Beten, Ruhe finden, die Natur erleben. 
Vielleicht ist es gerade dieser Ruhe-
punkt und der Glaube, die Oswald 
Henkel trotz vollem Terminkalender so 
ruhig erscheinen lassen. In jedem Fall 
ist es die Hilfe und der Rückhalt seiner 
Familie, die ihm Freiräume für seine 
ehrenamtlichen Tätigkeiten schafft.
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Helga und Oswald Henkel.  „Ohne den Rückhalt meiner Familie, hätte ich vieles nicht machen können.“ Foto: Nürnberger

In Mahlerts liegt der Betrieb der Fami-
lie Henkel. Neben 12 ha Acker bilden 
67 ha Grünland die Nahrungsgrund-
lage für die 45 Fleckvieh-Kühe und die 
eigene Nachzucht. Der elterliche Hof 
wurde noch vom Vater bewirtschaftet, 
als die ersten Schritte zu einer exten-
siveren Landwirtschaft stattfanden. 
Noch kurz zuvor hatten Vater und 
Sohn den Empfehlungen der Agrar-
lobby folgend vor allem den Ackerbau 
intensiviert. Die Erträge waren auch 
überraschend gut, berichtet Oswald 
Henkel, aber die hohen Kosten für 
Dünger und Pflanzenschutz hätte der 
Hof nicht überlebt. 
Konsequent, aber ohne Gräben gegen-
über den weiterhin konventionell wirt-
schaftenden Kollegen entwickelte sich 
der Hof in Richtung ökologische Land-
wirtschaft. Seit 1993 ist der Betrieb 
anerkannter Bio-Betrieb.

Den Verauf selbst organisieren
Schon früh hatte Oswald Henkel die 
Bedeutung der Direktvermarktung für 

ste man Ende der 80er Jahre den ganzen 
Markt mit aufbauen.

Regionale Produkte im Supermarkt
Es ist wohl dem ruhigen Tempera-
ment von Oswald Henkel zuzuschrei-
ben, dass er es geschafft hat, an un-
terschiedlichsten Stricken zu ziehen 
und doch immer das Fortkommen des 
eigenen Betriebs im Auge zu behalten. 
Vor allem war es aber wohl die Ein-
schätzung, dass man mit Mehreren 
auch mehr für den Einzelnen erreicht. 
Neben den verschiedenen Initiativen 
von und für Direktvermarkter nimmt 
die Vereinigung hessischer Direktver-
markter eine besondere Rolle ein. Als 
erster Vorsitzender erzählt Oswald 
Henkel gerne von dem Projekt, mit 
dem es gelungen ist, den Direktver-
marktern einen Verkaufsplatz im Le-
bensmitteleinzelhandel zu organisie-
ren. Unter dem Zeichen der hessischen 
Direktvermarkter, einem Hahn über 
dem Schriftzug Landmarkt, haben die 
Mitgliedsbetriebe die Möglichkeit, 

Die Produkte vom Rhönhof Henkel 
sucht man bei REWE aber vergebens. 
Mit Ausnahme der Milch, die von den 
Milchwerken Oberfranken West  vor 
allem zu Käse verarbeitet wird, ver-
markten Henkels ihre Produkte selbst. 
Alle zwei Wochen gibt es drei Markt-
tage im 125 Kilometer entfernten 
Frankfurt. Gemeinsam mit einem Kol-
legen wechselt man sich wöchentlich 
ab. „Die ungeraden Wochen sind im-
mer vom Markt dominiert. Das ganze 
Familienleben richtet sich nach den 
Märkten.“ Die Märkte und der Kon-
takt zum Kunden sind für Henkels et-
was Besonderes. Nirgendwo sonst be-
kommt man eine so direkte Reaktion 
auf die angebotenen Produkte. Gute 
Qualität ist gesucht und wird auch 
wertgeschätzt. Dabei ist wahrscheinlich 
auch die Art des Ehepaars Henkel für 
die Kundenbindung nicht zu vernach-
lässigen. Es ist eben schon etwas Beson-
deres, wenn man einen Kunden an des-
sen Einkaufsliste erkennt, obwohl die-
ser krank im Bett liegt und einen Be-



... aus Westfalen

Alle Jahre wieder …

Wir haben Hofbesuch von der Politikvertreterin aus unserem 
Wahlkreis. Sind etwa schon wieder Wahlen? Sie steht in un-

serer Diele und sie bewegt die Frage, was wir für die Landwirt-
schaft und speziell auch für den biologischen Landbau tun können. 
Wir unterhalten uns über Schlagworte wie „Wachstum im Biobe-
reich“, „große Nachfrage, aber zu knappe Fläche“ und „Kaufzu-
rückhaltung durch gefühlte Geldknapppheit“. 
Ich muss an die große Lidlanzeige denken, die auf die gesunkenen 
Rohstoffpreise hindeutet. Dort kostet die Butter nur ein Drittel 
soviel wie bei uns im Hofladen. Gleichzeitig geht mir ein Satz aus 
der Bauernstimme durch den Kopf: „Lidl spendet 10.000 Euro für 
die Landfrauen – und sie werden angenommen.“ Dann muss ich 
an den gestrigen Abend denken. Der WLV hat eingeladen zum 
Thema Gentechnik in der Landwirtschaft. Im Podium sitzt ein 
selbst verliebter Professor mit vielen Titeln und stellt seine Welt 
„neutral“ dar, in der die grüne Gentechnik ein weiterer Meilenstein 
für die Sicherung der Ernährung und die Bekämpfung von Krank-
heiten und Schädlingen ist. Nach dem Vortrag erzählt ein Bauer – 
gleichzeitig Politiker – aus dem Podium, dass er keine Bedenken 
hat. Er redet von Krankheiten, die wir mit der neuen Technik in 

den Griff bekommen, Sicherheitsab-
stände, die den Namen verdienen, und 
Bienen, die eigentlich nicht stören. Ne-
ben mir schüttelt der zuständige Fach-
mann von der Landwirtschaftskammer 
ungläubig den Kopf, aber er sagt nichts, 
meldet sich nicht, sondern bleibt stumm. 

Der gleiche Bauer und Politiker hat noch im Frühjahr auf einer 
Fachtagung des WLV zum Thema Biopatente lautstark ein Verbot 
der Patentierung von Leben gefordert, wie auch sein Präsident Möl-
lers. Keine Patente auf Lebewesen. Klare Kante.
Im Nebenraum der Versammlung ist unser 11-jähriger Sohn damit 
beschäftigt, bei flotter Musik  am Computer Panzer zu versenken. 
Mir geht ein Bild durch den Kopf, wie ein Vater mit seinem kleinen 
Sohn bei uns auf dem Hof vor dem offenen Rinderstall steht und 
beide begeistert und ehrfurchtsvoll versuchen, mit den Tieren Kon-
takt auf zu nehmen. Ein anderes Bild zeigt mir, wie eine aufgeregte 
Kinderschar des Kindergartens mit einem großen Bollerwagen vol-
ler selbst gesuchter Äpfel den Hof betritt. Fröhlich plaudernd geht’s 
zur mobilen Saftpresse, wo sie staunend verfolgen, wie aus den 
Äpfeln leckerer Saft wird, mit dem sie glücklich wieder abziehen.
Zurück zur Politik und ihrer Vertreterin bei uns in der Bauerndiele. 
Was können wir tun angesichts fallender Preise, schlechter wer-
dender Zeiten und dem Schüren von Ängsten in allen Lebensbe-
reichen? Im Gespräch entdecken wir Gemeinsamkeiten: Die Kind-
heit auf dem Bauernhof erlebt. Das heißt Leben erlebt, nicht immer 
einfach, nicht immer glücklich, aber prägend und verwurzelnd. 
Heute erleben wir nur Scheinwelten und viele entwurzelte Men-
schen. Wir kennen nicht mehr Raiffeisen, nur noch Raffeisen – je-
der für sich. Was können wir da tun? Werte vermitteln, Menschen 
an die Hand nehmen, miteinander wirtschaften, offen und tolerant 
sein. In schlechten Zeiten werden die Bedingungen dafür immer 
besser und die Menschen suchen, haben eine Sehnsucht. Wenn ich 
dann unseren Sohn sehe, wie er am Mittagstisch phantasievolle 
Pläne entwirft, für den Umbau des Hofladens in eine Oase zum 
Auftanken, wird mir nicht bange. 
Aber immer wichtiger wird die Frage: Wie verdiene ich mein Geld? 
Wofür gebe ich es aus? Wem vertraue ich es an und mit wem 
möchte ich die Zukunft gestalten? 
Vor weit mehr als 60 Jahren rief Mahatma Gandhi dazu auf, bri-
tische Ware zu boykottieren und sich auf die eigenen Möglichkeiten 
zu besinnen, der Beginn eines unvorstellbaren Erfolgsweges. Aldi 
und Lidl sind keine Wohltäter, sondern Ausbeuter unseres Bauern-
standes, so muss man sie behandeln. Das müssen nicht nur die 
Landfrauen lernen.

12-2008 Landleben 19

Ei
n 

B
au

er
 (5

1 
Ja

hr
e)

 e
rz

äh
lt

 …

… aus Nordrhein-Westfalen

An den zentralen Stellen in den Gentech-
Genehmigungsbehörden sitzen Wissen-

schaftler, die in Lobbyvereinen eng mit In-
dustrievertretern zusammenarbeiten. Bei der 
Risikoabschätzung des Anbaus von gentech-
nisch veränderten Pflanzen durch Genehmi-
gungsbehörden kann längst nicht mehr von 
Unabhängigkeit und Transparenz die Rede 
sein. Durch die enge Verflechtung zwischen 
Beamten, Wissenschaftlern und Industriever-
tretern, Politikern und Lobbyorganisationen 
drohen die Kontrollmöglichkeiten zu entglei-
ten. Dazu gibt es Studien über den Gentech-
Filz in den Genehmigungsbehörden. Auch 
gab es in den letzten Jahren Meldungen über 
Interessenkonflikte bei Mitarbeitern von Ge-
nehmigungsbehörden. Dass das aber in 
einem solchen Ausmaß stattfindet, das hat 
selbst Christoph Then, den Autor einer Stu-
die, überrascht. Dieser Filz findet auf sehr 
vielen Ebenen statt. 
Zum Beispiel: Wenn an zentralen Behör-
denstellen industriefreundliche Wissen-
schaftler arbeiten. Zum Teil vergessen die 
eigentlich bei einer Bundesbehörde be-
schäftigten Wissenschaftler, für wen sie 
gerade arbeiten. 
So kommt es vor, dass Mitarbeiter des Bun-
desamts für Verbraucherschutz und Lebens-

mittelsicherheit (BVL) zusammen mit Indus-
trievertretern und Wissenschaftlern, die ein 
großes Interesse daran haben, Freisetzungen 
durchzuführen, die Kriterien und Auflagen 
für die künftige wirtschaftliche Nutzung aus-
arbeiten und vorschlagen. Die amtlichen 
Wissenschaftler weisen dabei daraufhin, dass 
sie in diesen Gremien nur als Privatperson 
mitarbeiten. Später werden sie sich dann als 
Amtsperson damit beschäftigen – nämlich 
dann, wenn sie Kraft ihrer Funktion in der 
Bundesbehörde ihre eigenen, zusammen mit 
der Industrie ausgearbeiteten Vorschläge als 
verbindlich festlegen. Besonders fatal ist, 
dass die gleichen Wissenschaftler, die hierzu-
lande an entsprechenden Stellen für den 
Durchbruch der Agro-Gentechnik arbeiten, 
auch wichtige Funktionen bei der EU-Le-
bensmittelbehörde EFSA haben. Man kann 
davon ausgehen, dass in anderen EU-Staaten 
ähnliche Strukturen bestehen. Für EFSA gibt 
es immer nur eine Antwort: „Der GVO ist 
sicher.“ Dies hat sie bisher bei allen über-
prüften GVOs festgestellt. Wissenschaftler 
der EFSA pflegen direkte Kontakte zur In-
dustrie, wo sie in Werbefilmen von 
Monsanto auftreten.  

Patrick Jeske,
zukünftiger Bauer aus NRW

Leserbrief

Der Deutsche Gentech-Filz

Die Standfestigkeit der Pyramiden aus 
Stahlbeton und der darin angeschlos-

senen Bauern hat hohe Wellen geschlagen. 
Herr Niehörster, Oberpolizist aus Lüneburg 
und Hauptverantwortlicher der Polizei für 
den Castortransport beklagt sich über die Un-
gleichheit der geistigen Möglichkeiten. Die 
Bauern hätten zwei Jahre Zeit, sich etwas aus-
zudenken, und seine armen Polizisten müssen 
die Probleme in Kürze lösen. Will er damit 
sagen, dass seine Techniker überfordert sind? 
Sollen wir in Zukunft unsere Planungen da-
rauf ausrichten? Als die Polizisten die Pyrami-
den sahen, haben sie nur gelacht. Kein Pro-
blem für uns, da kennen wir uns aus. Als der 
erste Demonstrant nach sieben, der letzte 
nach elf Stunden von den Pyramiden befreit 
war, da war ihnen das Lachen gründlich ver-
gangen. Herr Schünemann, Innenminister 
von Niedersachsen, moniert, dass die Pyrami-
den zu gefährlich wären, beim Abnehmen der 
äußeren Pyramiden könnte ein Arm abge-
trennt werden. Solche Aufgabenstellungen 
seien kein Spaß mehr. Die Aussage zu 1. trifft 
zu. Bevor aber das erste Werkzeug angesetzt 
wurde, wurden die Techniker über die Pro-
blematik aufgeklärt. Zu 2. dem Spaß. Uns 
macht die Sache auch keinen Spaß. Ganz im 
Gegenteil. Wenn wir Spaß haben wollen, ge-
hen wir zum Breselenzer oder Jamelner Kar-
neval, das ist einfacher. Beide Amtsträger, der 
Innenminister und der Polizeipräsident, sind 

von Amts wegen für die Sicherheit der Bevöl-
kerung da. Und nicht für die Atomindustrie. 
Seit Jahren sind beim Atomtransport die Ko-
sten ein Thema. Nahe liegend wäre, dass alle 
Bundesländer, aber in erster Linie die Atom-

Leserbrief
Pyramidennachlese

industrie, dafür aufkommen müssten. Aber 
die Politiker lamentieren nur und kriegen 
nichts auf die Reihe. Entsprechende Gesetze 
sind zu schwierig. Wenn es aber um verzockte 
Milliarden der Banken geht, braucht ein 
Hilfsgesetz nur eine Woche. Jetzt will man 
Geld von den Demonstranten, einschließlich 
der Bauern, einfordern, von den Schwächsten 
der Gesellschaft. Ich kann nur sagen: armse-
lige Politiker. Übrigens: Anerkennung für den 
Einsatzleiter der Polizei aus Bayern. Seine um-
sichtige Handlungsweise hat eine Eskalation 
am Blockadeort Grippel verhindert, die 
durchaus in der Luft lag. 

Hermann Bammel
Schlannau Nr.3, 29459 Clenze



Matthias Stührwoldt  
Ein Bauer erzählt





(Klein) Anzeigen Veranstaltungen

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere angefan-
gene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €); 
Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
 Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 2,75 € 
für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere 
Anzeigenpreis liste.  Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige  Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, 
Fax: 02381-492221, E-Mail: anzeigen@bauernstimme.de,
Anzeigenschluss für Bauernstimme Januar 2009 ist am 15. Dezember 2008.

Hof und Arbeit
� Junge Betriebsgemeinschaft sucht 
Verstärkung: Wir suchen einen Men-
schen mit Interesse für biol.-dyn. Land-
wirtschaft und Vermarktung, der unser 
Hofleben mitgestalten und unseren 
Hofladen verantwortlich leiten möch-
te. Betriebsgemeinschaft Schepershof, 
Windrather Str. 134, 42553 Velbert, 
� 02053-2306

� Junges Landwirtsehepaar sucht 
Hof zum Kauf, geeignet für Tierhal-
tung, möglichst mit GL/AL (Kauf oder 
Pacht) in Niedersachsen, Raum VER, 
ROW, LB. � 02161-671258
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Feld und Wald
� Verbesserung der Pflanzenbestände 
auf Grünland und Acker und somit Erhö-
hung der Grundfutter-Milchleistung und 
Tiergesundheit. Güllebehandlung mit 
AGRI-NATURAL-TEC (ANT), das natür-
liche Energetikum für Ihre Flächen. 
Groß- und Einzelhandel Franz Henkel, 
� 08247-6477, franz.henkel@tec2futu-
re.de

Tiermarkt
� Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
� 07551-63609

Rohstoffwende & Biowerkstoffe
3. und 4. Dezember 2008, Köln
Internationaler Kongress zu Prei-
sen, Märkten, Innovation: Wie ist 
die aktuelle Diskussion um „bio-
materials & food“ einzuschätzen? 
Fakt ist, dass sich die Preise von 
Agrarrohstoffen während der 
Preisrally deutlich moderater ent-
wickelt haben als die für fossile 
und mineralische Rohstoffe. Die 
energetische Nutzung von Nach-
wachsenden Rohstoffen erfährt 
aktuell erheblichen Gegenwind 
und es gibt mittel- bis langfristig 
weitaus effizientere Wege, Ener-
gie zu gewinnen. Dagegen beste-
hen zur verstärkten stofflichen 
Nutzung von Agrarrohstoffen 
keine Alternativen. Biowerk-
stoffe bilden hierbei eine neue 
Werkstoffgruppe, die sich durch 
ihre Agrar- und Forst-Rohstoffba-
sis definiert.
nova-Institut, Dominik Vogt, � 02233 
481449, dominik.vogt@nova-institut.
de, www.rohstoffwende.de 

�
Lesung mit Jörg Gerke zum 
ostdeutschen Agrarkartell
05. Dezember 2008, Daberkow
„Nehmt und euch wird gegeben“, 
so der Titel des im ABL-Verlag er-
schienen Buchs von Jörg Gerke, aus 
dem er auf Einladung des Unter-
nehmerverbands MiLaN (Mit Lust 
an Natur) liest. Dr. Gerke ist Mit-
glied im Bundesvorstand der Ar-
beitsgemeinschaft bäuerliche Land-
wirtschaft (AbL) und betreibt einen 
ökologisch bewirtschafteten Be-
trieb zwischen Güstrow und Ro-
stock. In seinem 2008 erschienen 
Buch beleuchtet er das ostdeutsche 
Agrarkartell als Bauernlegen für 
neuen Großgrundbesitz und Agrar-
industrie. „Agrarmilliarden in 
einem zweistelligen Euro-Bereich 
sind seit der Wende an wenige tau-
send Leiter von ostdeutschen Agrar-
großbetrieben verteilt worden, 
während bäuerliche Betriebe bei 
der Land- und Subventionsvergabe 
benachteiligt wurden. Dabei hat 
diese Agrarpolitik nicht zu prospe-
rierenden Regionen in Ostdeutsch-
land geführt. Tatsächlich finden 
aufgrund einer verfehlten Agrarpo-
litik immer weniger Menschen Ar-
beit auf dem Lande, sie wandern 
ab und die Regionen veröden. 
Dieses Buch untersucht die Ursa-
chen und Prozesse, die für eine sol-
che, von der öffentlichen Diskus-
sion weitgehend abgeschirmte Ent-
wicklung, verantwortlich und maß-
geblich waren.“
um 18 Uhr im Gutshaus Wietzow, 
Wietzow 10, 17129 Daberkow. Kontakt: 
Jörg Kröger, � 03 99 91 367 23

BIO-GLÜHWEI(H)N-NACHT
05. Dezember 2008, Körbecke
Josef Jacobi und Heike Schäfer-Ja-
cobi laden auf den Biohof Jacobi zu 
Infos und Gesprächen zum Öko-
Landbau am Lagerfeuer mit Stock-
brot, Bratwürstchen, heißen u. kal-
ten Getränken, Strohhüpfburg. 
Programm: 18.30 Begrüßung, 19.00 
Hofbesichtigung, 20.00 Trendsin-
gers u. Feuerjongleur, 21.00 Jan 
Pecher Band u. Tanzmusik. 
Biohof Jacobi in Körbecke, Mühlentor 
23, 34434 Borgentreich-Körbecke, 
www.biohof-jacobi.de

�
IBBK-Jahrestagung Biogas 
09. und 10. Dezember 2008,
Wolpertshausen
Die 17. Jahrestagung des IBBK 
„Biogas und Bioenergie in der 
Landwirtschaft" in Kooperation 
mit der Fördergesellschaft nach-
haltige Biogas- und Bioenergie-
nutzung FnBB blickt auf das ver-
gangene „Biogas-Jahr" zurück, 
gibt jedoch auch wichtige Impulse 
für zukünftige Entwicklungen mit 
den Schwerpunkten: Aspekte des 
neuen EEG, Gas aus Gras, Biogas 
aus Biomüll und Reststoffen, Kli-
maschutz beim EEG, Innovation 
beim Anlagenbetrieb. Parallel fin-
det wieder eine Firmenkontakt-
börse statt, die die Möglichkeit 
zum direkten Kontakt und Aus-
tausch mit Anlagenherstellern 
und Komponentenlieferanten 
bietet.
Programm mit Anmeldebogen zur Ta-
gung unter: www.biogas-zentrum.de/
ibbk /downloads / Ibbk_Jahres ta -
gung_2008.pdf, Informations- und An-
meldeschreiben zur Firmenkontakt-
börse unter: www.biogas-zentrum.de/
ibbk/downloads/Firmen_SHA08_2008.
pdf
Internationales Biogas und Bioenergie 
Kompetenzzentrum IBBK, 
� 07954 92620-3,
Fax: -4

�
Agrarpolitik in der 
Leehre?
Wintersemester 
2008/09,
Witzenhausen
11.12.2008 Europas 
Gemeinsame Agrarpo-
litik mit Dr. Willi 
Schulz-Greve, Assistent 
des Direktors der Ge-
neraldirektion für 
Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung 
in Brüssel, und dem 
Grünen-Europa-Abge-
ordneten Dr. Friedrich 
Wilhelm Graefe zu Ba-
ringdorf.

18.12.2008 EU-Agrarpolitik nach 
2013 mit Prof. Alois Heißenhuber, 
Professor für Wirtschaftslehre des 
Landbaus an der TU München Wei-
henstephan.

15.01.2009 Aktuelle EU-Agrarpoli-
tik am Beispiel der Milchquote mit 
Romuald Schaber, Vorsitzender des 
„Bundesverbands deutscher Milch-
viehhalter", und Prof. Bernhard 
Brümmer, Professor für Agraröko-
nomie der Universität Göttingen.

22.01.2009 Praxis als Teil der Wis-
senschaft am Beispiel der Hygiene-
verordnung für das verarbeitende 
Gewerbe der Fleischproduktion mit 
Dr. Andrea Fink-Keßler, Büro für 
Agrar- und Regionalentwicklung, 
und Hans-Jürgen Müller, Landwirt 
und Mitglied des Bioland-Präsidi-
ums.

29.01.2009 Einblicke in Fördermög-
lichkeiten ländlicher Räume und 
regionale Initiativen mit Thomas 
Dax, stellvertretender Dienststellen-
leiter der österreichischen Bundes-
anstalt für Bergbauernfragen, und 
Karin Artzt-Steinbrink, Geschäfts-
führerin der Upländer Bauernmol-
kerei.

05.02.2009 Podiumsdiskussion mit 
Vertretern des Fachbereichs Ökolo-
gische Agrarwissenschaften der Uni 
Kassel/Witzenhausen und Sachkun-
digen zum Verbleib der agrarpoli-
tischen Lehre und Forschung in 
Witzenhausen. 

Donnerstag von 18.00 bis 20.00 Uhr in 
der Alten Aula, Nordbahnhofstraße 1, 
37213 Witzenhausen. Kontakt: Ringvor-
lesung Agrarpolitik, Universität Kassel 
FB11, Katharina Wenzel, � 05542 
9690566, kontakt@ringvorlesung-wit-
zenhausen.de, www.ringvorlesung-
witzenhausen.de

Gen-ethisches Netzwerk e.V.
Brunnenstr. 4 • 10119 Berlin
Tel.: 030/685 70 73
gen@gen-ethisches-netzwerk.de
www.gen-ethisches-netzwerk.de

Spendenkonto: 144 99 102
Postbank Berlin • BLZ 100 100 10
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Bahnhofstraße 128, 59199 Bönen, Tel: 02383 - 30 31
Fax: - 5 07 00, E-Mail: post@korspeter-und-kollegen.de

Hans Korspeter

Tätigkeitsschwerpunkte auch Erbrecht und Höferecht

Mitglied Arbeitsgemeinschaft Erbrecht 
Mitglied Deutsche Gesellschaft für Agrarrecht

Rechtsanwalt und Notar

Maschinen
� Verk. Schlepper 50 PS m. Wagen u. Wiesenschleppe.� 038457 / 50679.

Herzlichen Glückwunsch!
Maria Heubuch und

Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf

Alles Gute zum 50. und 66. Geburtstag!
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Wenn der Castor kommt!
Das Wendland wird zur Sperrzone. Polizeikonvois mit Räumpanzern und Wasserwer-
fern. Plötzlich stehen Betonpyramiden auf der Straße. Die bäuerliche Notgemeinschaft 
demonstriert gegen die Bedrohung ihrer Höfe durch die Gefahren der Atomkraft. Über 
60.000 Fremde kamen. 15.000 Polizisten und mindestens ebensoviele Demonstranten. 
Da ist die Clownsarmee ein angenehmer Vermittler, der deeskalierend wirkt.

Wir stellen uns quer!
Das gelbe X ist das allgegenwärtige Zeichen des Widerstands. Zur Auftaktkundgebung direkt neben 
dem Zwischenlager, vor den Toren des Erkundungsbergwerks, kamen auch viele junge Menschen. 
Über 400 Traktoren sorgten das gesamte Wochenende immer wieder für unerwartete Verkehrsstö-
rungen. Manche nur für wenige Minuten, bei anderen fehlten über Nacht plötzlich die Räder. 


